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Bericht des Bundesrats 
über die Legislaturplanung 2003–2007 
vom 25. Februar 2004

Sehr geehrte Herren Präsidenten,
sehr geehrte Damen und Herren

Wir unterbreiten Ihnen, gestützt auf Art. 146 ParlG, den Bericht über 
die Legislaturplanung 2003–2007 zur Kenntnisnahme und den Ent-
wurf zu einem einfachen Bundesbeschluss über die Ziele der Legis-
laturplanung zur Gutheissung.

Das vorliegende Dokument enthält die Richtlinien der Regierungs-
politik 2003–2007, den Legislaturfinanzplan 2005–2007 sowie den 
Entwurf zu einem einfachen Bundesbeschluss über die Ziele der 
Legislaturplanung.

Gleichzeitig beantragen wir Ihnen, die folgenden parlamentarischen 
Vorstösse abzuschreiben: 
2003   P03.3224 Legislaturplanung 2003–2007. Ein  
   echtes Legislaturprogramm ist erforderlich
   (N 3.10.03, Fraktion der Freisinnig-demokra- 
   tischen Partei).

Sämtliche Vorstösse gemäss Beilage 3 des Berichts über die Legis-
laturplanung.

Wir versichern Sie, sehr geehrte Herren Präsidenten, sehr geehrte 
Damen und Herren, unserer vorzüglichen Hochachtung.

25. Februar 2004

 Im Namen des Schweizerischen Bunderats

 Der Bundespräsident Joseph Deiss
 Die Bundeskanzlerin Annemarie Huber-Hotz
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Neue gesetzliche Vorgaben

Am 1. Dezember 2003 trat das neue Parlamentsgesetz in Kraft. 

Basierend auf Art. 174 und 180 der Bundesverfassung sind darin 

auch neue gesetzliche Bestimmungen zu den Planungs- und Re-

chenschaftsinstrumenten des Bundesrats enthalten. In Umsetzung 

von Art. 146 des Parlamentsgesetzes legt der Bundesrat den Bericht 

über die Legislaturplanung 2003–2007 und einen Entwurf zu einem 

einfachen Bundesbeschluss über die Ziele dieser Planung vor. Auf 

dieser Basis kann das Parlament die übergeordneten Ziele der Bun-

despolitik für die nächsten vier Jahre vorgeben.

Richtlinien der Regierungspolitik auf Legislaturfinanzplan 

abgestimmt

Der Bericht über die Legislaturplanung besteht aus den Richtlinien 

der Regierungspolitik und dem Legislaturfinanzplan; diese beiden 

Teile wurden sachlich und zeitlich so eng wie möglich miteinan-

der verknüpft. Die Richtlinien der Regierungspolitik legen die 

politischen Leitlinien und die wichtigsten Ziele für die neue Legis-

laturperiode dar. Den Leitlinien und Zielen sind die vorrangigen 

Massnahmen, die Richtliniengeschäfte, zugeordnet. Zusammen 

mit dem Gesetzgebungsprogramm in Beilage 1 geben sie einen 

Überblick über die geplanten Vorlagen ans Parlament und über die 

bedeutendsten geplanten Geschäfte, für die der Bundesrat zustän-

dig ist.

Der Legislaturfinanzplan bestimmt auf Grund der Prioritäten der 

Richtlinien den künftigen Finanzbedarf für die Legislaturperiode 

und zeigt auf, wie dieser gedeckt werden soll. Wie in Ziel 3 formu-

liert, haben Reformen Priorität, welche den Bundeshaushalt mittel- 

und langfristig entlasten. Mit geeigneten Massnahmen soll zudem 

das strukturelle Defizit des Bundeshaushaltes beseitigt werden. Der 

ausführliche Legislaturfinanzplan findet sich in Beilage 2. 

Die vorliegende Planung ist das Ergebnis eingehender Beratun-

gen des Bundesrats über die Ausrichtung seiner künftigen Politik. 

Zeitlich koordiniert und inhaltlich eng darauf abgestimmt, disku-

tierte und beschloss er die finanzpolitischen Ziele und Vorgaben. 

Im Lichte der Prioritäten wurde auch das Gesetzgebungsprogramm 

entworfen. 

Orientierungsrahmen für Bundesrat und Parlament

Legislaturplanung und Jahresziele informieren das Parlament über 

die politische Agenda der Regierung: Die Ziele und Massnahmen 

der Legislaturplanung sind für den Bundesrat der politische Orien-

tierungsrahmen für die nächsten vier Jahre. Er wird seine Tätigkeit 

Einleitung
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entsprechend ausrichten und in seinen Jahreszielen jeweils konkre-

tisieren, welche Ziele mit welchen Massnahmen im entsprechenden 

Jahr erreicht werden sollen. Auf dieser Grundlage wird er dem 

Parlament im Geschäftsbericht jährlich Rechenschaft ablegen. 

Der Bundesrat wird in der neuen Legislatur parlamentarische Vor-

stösse noch eingehender danach beurteilen, ob sie mit dem Inhalt 

der Legislaturplanung übereinstimmen. Wo dies nicht der Fall ist, 

wird seine Haltung in der Regel ablehnend sein, und bei bereits 

überwiesenen Vorstössen wird er Abschreibung beantragen (vgl. 

Beilage 3). Auf Basis der Ziele und Prioritäten der Legislaturpla-

nung wird er auch parlamentarische Initiativen und Volksinitiativen 

einordnen und beurteilen.

Der Bundesrat behält sich vor, von der Legislaturplanung abzuwei-

chen, wenn unvorhergesehene Ereignisse oder veränderte Rahmen-

bedingungen dies erfordern.

Kontinuität als Grundprinzip 

Föderalismus und direkte Demokratie führen zu Konkordanz und 

bewirken, dass unser politisches System auf Kontinuität angelegt 

ist. Im Vergleich zu anderen Ländern wird deshalb das Legislatur-

programm der neuen Regierung stärker von den Entscheiden der 

Vergangenheit geprägt und wirkt intensiver in die Zukunft hinein. 

Die Legislaturplanung bildet daher für die nächsten vier Jahre die 

längerfristig geplante Politik der Regierung ab: In der neuen Legis-

latur wird die bisherige politische Strategie zwar überprüft, aber im 

Wesentlichen wird auf dem Bestehenden weitergebaut; Vorhaben 

der vergangenen Legislaturperiode werden umgesetzt; über die neu 

geplanten Geschäfte wird teilweise erst in der übernächsten Periode 

abgestimmt; die heute geplante Politik wirkt sich frühestens in eini-

gen Jahren aus. In diesem Sinne ist die Strategie des Bundesrates, 

wie sie in den Leitlinien und Zielen zum Ausdruck kommt, über die 

neue Legislatur hinaus gültig.

Grundlage für das statistische Mehrjahresprogramm des Bundes

Gemäss Art. 9 des Bundesstatistikgesetzes wird im Rahmen der 

Legislaturplanung 2003–2007 ein statistisches Mehrjahresprogramm 

für den Bund erstellt. Das Parlament erhält so die Möglichkeit, zu 

überprüfen, ob die geplanten Tätigkeiten der Statistik mit den poli-

tischen Prioritäten abgestimmt sind.
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Zweigeteilte Legislatur

Der Bundesrat war in seiner Legislaturplanung 1999–2003  über-

zeugt, dass unser Land insgesamt gefestigt an der Schwelle zum 

neuen Jahrhundert steht: Konkordanz, Föderalismus und direkte 

Demokratie – sowie die damit verbundene Integrationswirkung und 

politische Stabilität – seien zentrale Grundlagen für eine starke und 

prosperierende Schweiz, sofern es gelinge, den Konsens für wei-

tere zukunftsgerichtete Entscheide in den wichtigsten Sachfragen 

zu erreichen. Die Schweizer Wirtschaft schwenkte zu Beginn der 

Legislatur nach einer lang anhaltenden rezessiven Phase wieder auf 

den Wachstumspfad ein, und auch bei den Bundesfinanzen zeich-

nete sich eine Trendwende ab. Der Bundesrat erwartete, dass gegen 

Ende der Legislatur ein ausgeglichener Bundeshaushalt erreicht 

werden könne.

Das Jahr 2001 führte dann aber mit dramatischer Eindringlichkeit 

die Grenzen des Vorhersehbaren vor Augen: Die Terroranschläge 

gegen die USA und der darauf folgende Kampf gegen den Terroris-

mus machten teilweise eine Anpassung unserer Politik notwendig. 

Sie führten auch zu einer Verschärfung der Situation im zivilen 

Luftverkehr, und der Bundesrat übernahm eine führende Rolle bei 

der Bewältigung der Swissair-Krise. Die Weltkonjunktur entwickel-

te sich schleppend und die Börse stürzte in eine Baisse von kaum 

erwartetem Ausmass. Die Krise und der Krieg im Irak verstärkten in 

den Jahren 2002 und 2003 die Unsicherheiten im internationalen 

System. Von der anhaltenden weltwirtschaftlichen Schwäche wurde 

die Schweizer Wirtschaft stärker getroffen als die meisten übrigen 

Industriestaaten: In der zweiten Hälfte der Legislaturperiode musste 

insgesamt ein Nullwachstum hingenommen werden. Die Auswir-

kungen auf den Bundeshaushalt waren erheblich: Die Einnahmen-

schätzungen mussten deutlich nach unten korrigiert werden, und 

der Bundesrat legte ein ungeplantes Entlastungsprogramm vor, das 

den Haushalt ab 2006 um rund 3,3 Milliarden entlasten sollte. Die 

Börsenbaisse wirkte sich auch auf die zweite Säule der Altersvorsor-

ge aus: Etlichen Vorsorgeeinrichtungen drohten Liquiditätsschwie-

rigkeiten, weshalb der Bundesrat den jährlichen Mindestzinssatz in 

zwei Schritten senkte.

Bilanz der Legislaturperiode 1999–2003
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Die Legislatur 1999–2003 war also zweigeteilt: Die erste Hälfte war 

von intakten finanziellen Voraussetzungen und optimistischen Er-

wartungen geprägt, die zweite wurde von unerwarteten Ereignissen, 

dem Einbruch der Wirtschaft und der Verschlechterung der Bun-

desfinanzen dominiert.

Vorhaben überwiegend realisiert

Trotz dieser Entwicklungen konnte der Bundesrat weitgehend wie 

geplant vorgehen. Eine ausführliche Bilanz der Legislaturplanung 

1999–2003 findet sich in den Geschäftsberichten seit 2000, wobei 

der Geschäftsbericht 2003 auch eine Übersicht enthält. Wir fassen 

uns deshalb kurz: 

70% aller Richtliniengeschäfte – die vorrangigen Massnahmen der 

Legislaturplanung – wurden dem Parlament wie geplant überwie-

sen. Wichtige Geschäfte haben sich hingegen verzögert und können 

erst in der neuen Legislatur vorgelegt werden, darunter: die Revi-

sionen der Exportrisikogarantie, des Waldgesetzes; der neue Hoch-

schulartikel; die zweite Botschaft zur Neugestaltung des Finanzaus-

gleichs; die Unternehmenssteuerreform II; das Sprachengesetz; das 

Kulturförderungsgesetz; das eidgenössische Strafprozessrecht. 

In den Abstimmungen sind Volk und Stände Regierung und 

Parlament gefolgt: Die zur Abstimmung gelangten Vorlagen der 

Legislaturplanung wurden – mit Ausnahme der Stiftung Solidarität 

Schweiz – alle angenommen: Bilaterale I, Schuldenbremse, Armee 

XXI, Bevölkerungsschutz und 3. Revision der Arbeitslosenversiche-

rung. Von 30 Volksinitiativen, über die in der Legislaturperiode 

1999–2003 abgestimmt wurde, hat der Souverän einzig diejenige für 

einen Beitritt der Schweiz zur UNO angenommen. Der Beitritt zur 

UNO war auch Ziel der Legislaturplanung und wurde von Bundes-

rat und Parlament unterstützt. Verschiedene Volksinitiativen haben 

sich allerdings auf die Gesetzgebung ausgewirkt.

Der Bundesrat zieht insgesamt eine positive Bilanz, weil die Ziele 

der Legislaturplanung – trotz schwierigen Bedingungen in der zwei-

ten Legislaturhälfte – überwiegend realisiert und Planabweichun-

gen gering gehalten werden konnten.
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Unsere Herausforderungen

Bestehen im weltweiten Wandel

Die Globalisierung erfasst mit unwiderstehlicher Dynamik die Wirt-

schaft, die Staatengemeinschaft und die Gesellschaften weltweit und 

verändert diese tiefgreifend. Wenn wir unseren Wohlstand erhalten 

und vermehren wollen, muss es uns deshalb gelingen, erfolgreich 

an der Globalisierung teilzuhaben. Für unsere kleine, offene Volks-

wirtschaft heisst das, aktiv an der Weiterentwicklung des internatio-

nalen Regelwerkes, das dank Marktöffnung neue Chancen schafft, 

mitzuwirken. Innenpolitische Reformen, die der internationale 

Standortwettbewerb verlangt, müssen wir entschlossener, gezielter 

und schneller angehen als bisher. Noch vermehrt müssen wir zur 

Lösung globaler Herausforderungen beitragen, denn nicht nur die 

Wirtschaft vernetzt sich weltweit, sondern auch globale Probleme 

unterschiedlichster Art intensivieren sich, mit spürbaren Auswirkun-

gen auf die Schweiz: 

• So erzeugen Armut und Mangel an Entwicklungsperspektiven, 

kriegerische Konflikte und die Unterdrückung von Menschen-

rechten grosse Flüchtlingsströme.

• Instabilitäten des internationalen Finanz- und Währungssystems 

wirken sich schnell und intensiv auf die wichtigsten Finanzplätze 

der Welt aus.

• Die Folgen der globalen Klimaerwärmung nehmen zu, wie etwa 

die Rückbildung der Gletscher oder die Zunahme extremer Wet-

terereignisse zeigen.

• Unsere hochtechnisierte Welt ist leicht verwundbar, wie uns die 

Terroranschläge vom 11. September 2001 oder die Weltepidemie 

SARS klar vor Augen geführt haben.

• Die immer grösser werdende Kluft zwischen reichen und armen 

Ländern führt zu Konflikten und grossem Elend und ist Nähr-

boden für Gewalt. 

Diese Probleme machen vor keinem Land der Welt halt. Alle, auch 

die Schweiz, müssen aktiv zu ihrer Lösung beitragen. Dafür ist die 

UNO der geeignete Rahmen, d.h. ihre Organe und Konferenzen 

sowie die ihr angeschlossenen Organisationen.

Standortbestimmung
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Partner in Europa bleiben

In unserem unmittelbaren Umfeld erweitert sich die Europäische 

Union am 1. Mai 2004 um zehn neue, vorwiegend mittel- und 

osteuropäische Mitgliedstaaten. In den darauf folgenden Jahren 

dürften weitere Staaten hinzukommen. Die Beziehungen zur Euro-

päischen Union werden deshalb noch an Bedeutung gewinnen. Für 

die Schweiz wird sich die Frage stellen, ob der bisherige Weg der 

bilateralen Verträge auch künftig ausreichen wird, damit wir unsere 

Interessen in Europa wirksam wahrnehmen können.

Auf die eigenen Stärken bauen

Um als exportorientierter Kleinstaat im weltweiten Wandel beste-

hen zu können, ist eine Konzentration auf die Stärken der Schweiz 

(Überschaubarkeit, Flexibilität, liberaler Rechtsstaat, tiefe Staats- 

und Fiskalquote, direkte Demokratie, Unabhängigkeit und Neutrali-

tät) bedeutungsvoll. Diese Stärken gilt es zu fördern und zu nutzen.

Mehr Wachstum für unsere Volkswirtschaft

Die schweizerische Volkswirtschaft wächst im internationalen 

Vergleich seit mehr als zwei Jahrzehnten unterdurchschnittlich. 

Wir müssen daher zuallererst durch bessere Rahmenbedingungen 

nachhaltiges Wachstum erreichen. Dabei müssen wir auf eine aus-

gewogene Entwicklung aller Landesteile achten und wir dürfen uns 

um kurzfristiger Erfolge willen nicht dazu verleiten lassen, unsere 

natürlichen Lebensgrundlagen zu beeinträchtigen.

Aufholbedarf bei der Gleichstellung von Frau und Mann

Verglichen mit den 15 Mitgliedstaaten der EU liegt die Schweiz bei 

der Gleichstellung, insbesondere bei den Lohnunterschieden und 

im Bildungsbereich, klar im Rückstand. Die tatsächliche Lebens-

situation von Frauen und Männern ist trotz Nichtdiskriminierungs-

gebot im nationalen und internationalen Recht immer noch sehr 

unterschiedlich. Verbesserungen sind deshalb vordringlich.
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Standortbestimmung

Alterung der Bevölkerung erfordert Anpassungen 

Seit dem Ende des 1. Weltkriegs altert die schweizerische Bevölke-

rung. In den nächsten 30 Jahren wird sich diese Alterung beschleu-

nigen: Der Anteil der älteren Personen (65-jährig und älter) an der 

Gesamtbevölkerung wird kontinuierlich zunehmen. Waren es im 

Jahr 2000 noch 15%, werden es im Jahr 2035 24% sein. Dadurch 

entsteht ein grosser Druck auf die Sozialversicherungen. Diese wur-

den nach dem 2. Weltkrieg konzipiert. Damals ging man von festen 

Annahmen aus:

• Die Bevölkerung nimmt zu. 

• Die Wirtschaft wächst und garantiert eine stabile Beschäftigungs-

lage. 

• Man lernt einen Beruf und übt ihn ein ganzes Erwerbsleben 

lang aus.

• Verglichen mit der Berufstätigkeit ist der Ruhestand kurz. 

• Die Familie bleibt in ihrer traditionellen Form die wichtigste 

Zelle des Staates.

Alle diese Annahmen treffen heute so nicht mehr zu, Anpassungen 

sind unumgänglich.

Hoher Leistungsdruck hat einen hohen Preis

Viele Menschen sind dem raschen Tempo und den hohen Anforde-

rungen der Leistungsgesellschaft 

nicht mehr gewachsen. Gesund-

heitsprobleme nehmen zu, die 

Zahl der Menschen, die auf eine 

Invalidenrente angewiesen sind, 

steigt. Die Gesundheitskosten 

wachsen überdurchschnittlich. Es 

gilt, Gegensteuer zu diesen gesell-

schaftlichen Veränderungen zu 

geben. Die fi nanziellen Auswirkun-

gen müssen wir begrenzen.

25%
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15%

10%
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Verschuldung erfordert Gegensteuer

Der Bundeshaushalt der 90er Jahre war – wegen der ausgeprägten 

Wachstumsschwäche und den überproportional wachsenden Aus-

gaben – durch hohe Defizite und eine Verdoppelung der Schulden 

gekennzeichnet. In Umsetzung der Verfassungsvorgabe, dass sich 

die Ausgaben – unter Berücksichtigung der Wirtschaftslage – nach 

den Einnahmen zu richten haben, ist der Verschuldungstrend zu 

brechen.

Unsere Chancen

Die Schweiz hat im Vergleich mit anderen OECD-Ländern viele 

Stärken, die es erlauben, Antworten auf die drängenden Heraus-

forderungen zu geben. Beispiele dafür sind:

• soziale Stabilität

• gut qualifizierte Arbeitskräfte

• flexibler Arbeitsmarkt 

• leistungsfähige Infrastrukturen

• niedrige Steuerbelastung

Wir sollten daher unsere Perspektiven nicht dramatisieren und 

Überreaktionen vermeiden. Unsere Chancen bleiben allerdings 

nur dann intakt, wenn wir uns in der neuen Legislaturperiode auf 

die zentralen Herausforderungen konzentrieren und diese auch 

wirklich anpacken und bewältigen. 

Wichtig ist schliesslich, dass es uns gelingt, politische Polarisierung 

zu überwinden, einseitiges Konkurrenzdenken durch konstruktive 

Suche nach Konkordanz abzulösen und dort, wo besondere Pro-

bleme es erfordern, neue Formen der Zusammenarbeit zwischen 

Bund, Kantonen und Gemeinden umzusetzen und zu entwickeln.

Zukünftige Bevölkerungsentwicklung:

Anteil der 65-Jährigen und Älteren 

in % der Gesamtbevölkerung

Anteil der unter 15-Jährigen in % 

der Gesamtbevölkerung

Quelle: Bundesamt für Statistik
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Der Bundesrat will in drei politischen 
Leitlinien Antworten auf die Heraus-
forderungen der Zukunft geben:

Leitlinie 1: Den Wohlstand vermehren und die Nachhaltigkeit 

sichern: Die Schweiz muss ihre Stärken pflegen und ihre Schwä-

chen beheben, um im internationalen Wettbewerb bestehen zu 

können.

Leitlinie 2: Die demografischen Herausforderungen bewältigen: 

Die Alterung der Bevölkerung und ihre Auswirkungen erfordern 

frühzeitige und schrittweise Antworten.

 

Leitlinie 3: Die Stellung der Schweiz in der Welt festigen: 

Vermehrte Anstrengungen sind erforderlich, um künftig schweize-

rische Interessen wirkungsvoll wahren und internationale Verant-

wortung übernehmen zu können.

Diese drei Leitlinien sind inhaltlich vernetzt. So wird es der Schweiz 

nur gelingen, die demografischen Herausforderungen sozialverträg-

lich zu meistern, wenn das Wirtschaftswachstum gesteigert werden 

kann. Eine dauerhafte Wahrung und Mehrung des Wohlstandes er-

fordert aber nachhaltiges Wirtschaftswachstum, das so angelegt ist, 

dass die natürlichen Lebensgrundlagen auch für die kommenden 

Generationen erhalten werden können.

Leitlinien 

Drei Leitlinien für 
die Zukunft
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Dies setzt voraus, dass im Bereich der Sozialversicherungen zusätz-

liche Reformen eingeleitet werden. Allerdings mit dem nötigen 

Augenmass, denn die soziale und politische Stabilität ist einer der 

zentralen Standortvorteile unseres Landes und grundlegend für die 

Schaffung von Wohlstand. 

Ein direkter Zusammenhang besteht auch zwischen der Sicherung 

des Wohlstandes und der Stellung der Schweiz in der Welt. Es wird 

immer deutlicher, dass wir unseren Wohlstand, aber auch unsere 

Lebensgrundlagen, langfristig nur sichern können, wenn wir unsere 

Interessen auf internationaler Ebene wirksam einbringen können 

und wenn wir als verlässliche und kooperative Partner wahrgenom-

men werden.

Schliesslich müssen die drei Leitlinien mit den finanziellen Mög-

lichkeiten in Einklang gebracht werden. Angesichts des noch 

bestehenden Sanierungsbedarfs des Bundeshaushaltes gibt der 

Bundesrat in der neuen Legislaturperiode den Reformen, die den 

Bundeshaushalt mittel- und längerfristig entlasten, den Vorrang. 

Reformen hingegen, die den Bundeshaushalt belasten, kommen 

nur in Frage, wenn die Schuldenbremse eingehalten wird.
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Nachhaltige Entwicklung 

bedeutet, dass die heutigen 

Bedürfnisse gedeckt werden 

können, ohne den späteren 

Generationen die Deckung ihrer 

Bedürfnisse zu verbauen.
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Leitlinie 1

Den Wohlstand 
vermehren und die 
Nachhaltigkeit sichern

Wir müssen die staatlichen Rahmen-
bedingungen verbessern und unsere 
Volkswirtschaft wieder auf einen nach-
haltigen Wachstumskurs bringen.

Erhalten und fördern wollen wir die Standortvorteile der Schweiz: 

die hoch qualifizierten und leistungsbereiten Arbeitskräfte, den 

sozialen Frieden, den flexiblen Arbeitsmarkt, die leistungsfähigen 

Infrastrukturen, die attraktiven steuerlichen Rahmenbedingungen, 

die räumlich ausgewogene Entwicklung und den Schutz der natür-

lichen Lebensgrundlagen.

Beheben müssen wir die Schwächen der Schweiz: Wir müssen den 

Bundeshaushalt dauerhaft ausgleichen, das Preisniveau durch mehr 

Wettbewerb in den geschützten Märkten senken, die Zuwanderung 

auf die vorhandenen Arbeitsplätze und die geforderten Qualifikatio-

nen ausrichten und das Vertrauen in die Wirtschaft und die staat-

lichen Institutionen stärken.
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Ziel 1

Das Wirtschaftswachs-
tum erhöhen

Die Schweiz ist ein reiches Land, vor 
allem auch weil hier gut ausgebilde-
te, motivierte und kreative Menschen 
Güter und Dienstleistungen mit hoher 
Wertschöpfung produzieren. 

Einer der stärksten Antriebe der Wirtschaft ist der Wettbewerb. 

Funktionierender Wettbewerb sorgt für einen effizienten Einsatz 

der Produktionsmittel und fördert die Innovation – beides wichtige 

Wachstumsfaktoren. Mehr Wettbewerb auf dem schweizerischen 

Binnenmarkt ist darum ein zentraler Faktor zur Steigerung unseres 

Wirtschaftswachstums.

Die Qualität des Wirtschaftsstandorts hängt auch von der fiskali-

schen und der administrativen Belastung ab. Der Sanierung der 

Bundesfinanzen (vgl. Ziel 3) kommt daher für das Wirtschaftswachs-
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tum grosse Bedeutung zu. Ebenso sind die Unternehmenssteuer-

reform II (vgl. Ziel 3) sowie Verbesserungen des Wirtschaftsrechts 

vorrangig an die Hand zu nehmen. Die Ausländerpolitik für Nicht-

EU-Staaten hat sich am Beitrag zur volkswirtschaftlichen Wertschöp-

fung zu orientieren.

Lohndifferenzen, höhere Arbeitslosigkeit von Frauen und unglei-

che Vertretung der Geschlechter in den oberen Hierarchiestufen 

hemmen das Wirtschaftswachstum. Es gilt deshalb, die gleichberech-

tigte Teilhabe von Frauen im Erwerbsleben und die Gleichstellung 

in anderen Bereichen voranzutreiben.

Infrastrukturnetze sind unsere Lebensadern, seien dies nun Ver-

kehrswege auf Strasse, Schiene oder in der Luft, seien es Post- oder 

Telekommunikationsnetze oder Leitungsnetze für die Energiever-

sorgung. Von ihrer Leistungsfähigkeit hängen Wirtschaftswachstum 

und Wohlstand direkt ab. 

D
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Bildung und Forschung stärken – Wissensgesellschaft 
vorantreiben  
 

Strategie des Bundesrates

Investitionen in die Bildung und Forschung haben für den Bundes-

rat eine sehr hohe Priorität. Die wichtigste Aufgabe 

der kommenden Jahre ist es, den Reformprozess 

gezielt weiterzuführen, der 1995 mit der Schaffung 

der Fachhochschulen und 1999 mit dem Erlass des 

Universitätsförderungsesetzes eingeleitet wurde. 

Die Hochschulen spielen dabei eine wichtige Rolle: 

Sie nehmen eine Schlüsselstellung in der Wissens-

gesellschaft und der wissensbasierten Wirtschaft ein. 

In enger partnerschaftlicher Kooperation mit den 

Kantonen sind dabei folgende Grundsätze hand-

lungsleitend:

• Die Steuerung des Hochschulsystems ist gesamt-

schweizerisch auszurichten.

• Die finanziellen Mittel sind gezielter und effizien-

ter einzusetzen.

• Für alle Hochschulen sind gemeinsame Finanzie-

rungsregeln zu schaffen.

• Die Autonomie der Hochschulen ist zu fördern.

• Die Fähigkeiten der Hochschulen, sich strate-

gisch auszurichten, sind zu verbessern.

• Wissen muss noch besser umgesetzt und angewandt werden.

• Die Mobilität von Studierenden und Dozierenden und die 

Gleichstellung zwischen Frau und Mann sind zu fördern.

Ziel 1
Das Wirtschaftswachstum erhöhen
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Richtliniengeschäfte
Botschaft über die Förderung von Bildung, Forschung und Technologie in den Jah-

ren 2008–2011: Der Bund wird zusammen mit seinen Partnern unter Beachtung der 

Finanzierungsmöglichkeiten die Leistungen bestimmen, die durch das 

Bildungs-, Forschungs- und Technologiesystem der Schweiz zu erbringen sind. 

Eines der Hauptziele der Botschaft wird es sein, den tertiären Bildungsbereich 

weiterhin zu stärken. Es wird auch dargelegt, welche Rolle der Bund künftig in der 

beruflichen Weiterbildung spielen soll.

Botschaft über ein schweizerisches Hochschulgesetz und evtl. über einen neuen 

Hochschulartikel in der Verfassung: Die Reform des schweizerischen Hochschul-

systems wird in einem neuen Hochschulgesetz den rechtlichen Rahmen finden; 

geplant ist, dieses am 1. Januar 2008 in Kraft zu setzen. Mit dem Gesetz sollen 

für die ETH, die kantonalen Universitäten und die Fachhochschulen einheitliche 

Rahmenbedingungen geschaffen werden. Allenfalls wird die verfassungsrechtliche 

Grundlage anzupassen sein; deshalb wird dem Parlament, falls nötig, parallel zum 

neuen Hochschulgesetz auch ein neuer Hochschulartikel zum Entscheid unterbrei-

tet werden. Zudem bedarf es einer Abstimmung mit dem Projekt der Kommission 

für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrates, die einen Bildungsrahmen-

artikel schaffen will.

Botschaft über die Beteiligung der Schweiz an den Bildungs- und Forschungspro-

grammen der EU 2006–2010: Mit dieser Botschaft sollen die finanziellen Voraus-

setzungen geschaffen werden, damit sich die Schweiz an den EU-Programmen 

beteiligen kann.

Botschaft zur Teilrevision des Patentgesetzes und über einen Bundesbeschluss 

zu drei Übereinkommen auf dem Gebiet des Patentrechts: Diese Vorlage dient der 

Innovationsförderung.
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Gesamthaft gab die Schweiz im 

Jahr 2000 für Bildungszwecke 

5,45% des BIP aus, in der EU 

waren es im Durchschnitt 5,1%.

Deutlich mehr investierten 

Dänemark und Schweden: 

je 8,4% des BIP.

Quelle: Eurostat
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Staatliche Hemmnisse vermindern, mehr Wettbewerb auf dem 
Binnenmarkt und Vertrauen in die Wirtschaft stärken  
 

Strategie des Bundesrates

Das hohe Preisniveau in der Schweiz hat viele Ursachen. Im inter-

nationalen Vergleich zeigt sich aber klar, dass dies 

vor allem für binnenorientierte und staatlich regu-

lierte Sektoren gilt. Der Bundesrat will deshalb den 

Wettbewerb auf dem Binnenmarkt erleichtern und 

staatliche Marktzugangsschranken abbauen.

Der Nahrungsmittelsektor ist wegen des hohen 

Grenzschutzes stark auf das Inland ausgerichtet. 

Dieser Grenzschutz wird aber zunehmend in Frage 

gestellt, auf globaler Ebene durch die Einbindung 

der Schweiz in die Welthandelsorganisation WTO, 

auf europäischer Ebene durch Abkommen mit der 

EU und den EFTA-Ländern. Weitere agrarpolitische 

Reformen müssen deshalb die Wettbewerbsfähigkeit 

verbessern.

In zahlreichen Rechtsgebieten gibt es Auflagen, 

die in Schutzanliegen ihre Rechtfertigung haben, 

jedoch die Produktionskosten in die Höhe treiben. 

Die Auflagen sind kostenbewusster auszugestalten 

und der Verkehr mit den Behörden, auch er oft-

mals kostentreibend, soll einfacher werden. Es gilt, 

die wirtschaftsrechtlichen Rahmenbedingungen 

zu verbessern und wieder mehr Vertrauen in die Wirtschaft zu 

schaffen. Dafür müssen die Grundlagen für die Beurteilung von 

Kapitalanlagen an den Finanzmärkten wieder korrekt werden: Die 

Rechnungsabschlüsse müssen frei sein von verzerrenden Darstellun-

gen; die Kontrolle über die Unternehmensführung muss durch die 

dafür vorgesehenen Organe in wirksamer und transparenter Weise 

wahrgenommen werden können.

Richtliniengeschäfte
Revision des Binnenmarktgesetzes: Öffentlich-rechtliche Wettbewerbshindernisse 

im kantonalen und kommunalen Recht und interkantonale Mobilitätsschranken 

sollen beseitigt werden.

Revision des Bundesgesetzes über das öffentliche Beschaffungswesen: Das 

gesamtschweizerisch harmonisierte Beschaffungswesen soll für die offerierenden 

Unternehmen transparenter und administrativ einfacher werden.

Ziel 1
Das Wirtschaftswachstum erhöhen
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Revision des Bundesgesetzes über die Information der Konsumentinnen und 

Konsumenten: Sie bringt eine bessere Information der Konsumentinnen und Kon-

sumenten. Damit erhöht sie die Markttransparenz, und Missbräuche können eher 

vermieden werden — beides auch wichtige Faktoren für einen funktionierenden 

Wettbewerb und für Vertrauen in die Wirtschaft.

Botschaft zur Agrarpolitik 2011 und über die finanziellen Mittel für die Landwirt-

schaft in den Jahren 2008–2011: In einem Bericht wird eine neue Milchmarktord-

nung entworfen für die Zeit nach 2009 (Aufhebung der Milchkontingentierung). 

Mit Blick auf den notwendigen Strukturwandel wird das bäuerliche Boden- und 

Pachtrecht sowie das Raumplanungsrecht überprüft. Die Ergebnisse der WTO-Ver-

handlungen werden einbezogen, ebenso die Weiterentwicklung der Agrarabkommen 

mit der EU und den EFTA-Staaten. Auf Agrarprodukten aus den ärmsten Entwick-

lungsländern soll kein Zoll mehr erhoben werden.

Massnahmenpaket zur Deregulierung und zum Abbau staatlicher Hemmnisse: 

Periodisch wird ermittelt, wie die Gesetzgebung den Rechtsrahmen verändert, der 

von der Wirtschaft einzuhalten ist. Untersucht werden u.a. Marktzugangsschranken 

in Form von Konzessionen und Bewilligungen sowie gewerbepolizeiliche Auflagen. 

Es wird geprüft, ob gewisse administrative Arbeiten erleichtert werden können, na-

mentlich bei Unternehmensgründung; Lohnadministration; Steuererklärungen, die 

auf dem Rechnungsabschluss gründen; Einholen von Bewilligungen und Erstattung 

von Meldungen bei geregelten wirtschaftlichen Aktivitäten; im Betreibungs- und 

Konkurswesen.

Vertrauen in die Wirtschaft stärken durch bessere wirtschaftsrechtliche Rah-

menbedingungen, mehr Transparenz und Corporate Governance: Die Änderung 

des Obligationenrechts (Revisionspflicht) und das Gesetz über die Zulassung und 

Beaufsichtigung von Revisoren bringen Erleichterungen für die kleinen und mittleren 

Unternehmen bzw. sie helfen, ausländische Kontrollsysteme oder die Registrierung 

im Ausland zu vermeiden. Die Umsetzung des Haager Trust-Anerkennungsüber-

einkommens erschliesst neue Märkte. Mit dem Bundesgesetz über die Transparenz 

von Entschädigungen und Beteiligungen von Verwaltungsräten und Mitgliedern der 

Geschäftsleitung kann eine Einzelfrage der Corporate Governance vorab einer Neu-

regelung zugeführt werden. Parallel dazu werden in einer umfassenden Revision des 

Aktienrechts die Grundsätze der Corporate Governance geregelt, die nennwertlose 

Aktie eingeführt, die Voraussetzungen für flexible Kapitalstrukturen geschaffen und 

die Vorschriften zur Generalversammlung modernisiert.

Evaluation des Gleichstellungsgesetzes: Sie soll den Handlungsbedarf aufzeigen; 

darauf gestützt wird der Bundesrat allenfalls seine Gleichstellungspolitik anpassen.

D
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Die privaten Haushalte mussten 

in der Schweiz im Durchschnitt 

der letzten zehn Jahre 36% 

höhere Preise bezahlen als 

diejenigen in der EU.

Quelle: 

Bundesamt für Statistik
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Infrastrukturen leistungsfähig erhalten, gezielt ausbauen und 
europäisch vernetzen 
 

Strategie des Bundesrates

Der Bundesrat wird – im Einklang mit den Erfordernissen einer 

nachhaltigen Entwicklung – eine Strategie zur  Zu-

kunft der schweizerischen Infrastrukturnetze entwi-

ckeln, welche folgende Fragen beantwortet: 

• Welche Massnahmen sind nötig, um die In-

frastrukturnetze in ihrer heutigen Substanz zu 

erhalten?

• Wie können die Infrastrukturnetze möglichst 

effizient betrieben werden?

• Welche Ausbauten sind notwendig, damit das 

zukünftige Wirtschaftswachstum der Schweiz gesi-

chert ist? 

• Wie lassen sich die schweizerischen Infrastruk-

turnetze möglichst effizient mit den europäischen 

Netzen verknüpfen?

• Wie müssen, angesichts der knappen Mittel, die 

Prioritäten gesetzt werden?

Diese Fragen stellen sich für alle Infrastrukturnetze. 

Aus ihren technischen und betrieblichen Unter-

schieden ergeben sich jedoch unterschiedliche 

Akzente:

Die Schienen- und Strassennetze sind zu modernisieren. Die Bahn-

reform 2 soll einen effizienteren Schienenverkehr bringen. In den 

Agglomerationen, wo sich lokale, regionale, nationale und interna-

tionale Verkehrsströme überlagern, liegt die Lösung im koordinier-

ten Einsatz der verschiedenen Verkehrsträger und in der Abstim-

mung der Verkehrsplanung auf die Siedlungsentwicklung.

In der Luftfahrt müssen nach den Turbulenzen der vergangenen 

Jahre die Ziele und Instrumente der Luftfahrtpolitik neu festgelegt 

werden.

Im Energiebereich liegt die Priorität bei einer neuen Elektrizitäts-

wirtschaftsordnung.

Bei der Telekommunikation und der Post sind die eingeleiteten 

Reformen fortzuführen.

Ziel 1
Das Wirtschaftswachstum erhöhen
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Richtliniengeschäfte
Botschaft zu Bahn 2000, 2. Etappe: Die erste Etappe von Bahn 2000 bringt im öf-

fentlichen Personenverkehr optimale Umsteigemöglichkeiten, gute Anschlüsse und 

damit kürzere Reisezeiten. Ziele der zweiten Etappe sind die Stärkung des Fernver-

kehrs sowie die Erweiterung der Kapazitäten für die Verlagerung des Güterverkehrs 

auf die Schiene und für den Agglomerationsverkehr.

Botschaft zum Anschluss der Ost- und der Westschweiz an das europäische Eisen-

bahn-Hochleistungsnetz: Ziel ist die optimale Anbindung der Schweiz an das fran-

zösische und an das deutsche Hochgeschwindigkeitsnetz und damit die Stärkung 

des Wirtschaftsstandorts Schweiz. Der Marktanteil der Schiene im internationalen 

Verkehr soll gesteigert werden.

Botschaft zur Bahnreform 2: Nachdem die Bahnreform 1 eine Marktöffnung im Gü-

terverkehr und die Verselbstständigung der SBB gebracht hat, soll die Bahnreform 

2 die Infrastrukturfinanzierung  harmonisieren und neu ordnen, künftig die Gleich-

behandlung der Transportunternehmungen gewährleisten und einen diskriminie-

rungsfreien Netzzugang sicherstellen sowie – unter Wahrung des Wettbewerbs – die 

Konsolidierung der Bahnlandschaft Schweiz vorantreiben.

Agglomerationsverkehr: Nach der Ablehnung des Gegenvorschlags zu Avanti wird 

abgeklärt, wie die unbestrittenen Probleme im Agglomerationsverkehr gelöst wer-

den können. Darauf basierend wird allenfalls eine neue Vorlage ausgearbeitet. 

Vorbereitung einer neuen Elektrizitätswirtschaftsordnung: Mit der neuen Elektri-

zitätswirtschaftsordnung soll – in Angleichung an die EU – eine Marktöffnung 

vorbereitet, die Wettbewerbsfähigkeit der Elektrizitätswirtschaft verstärkt und gleich-

zeitig die flächendeckende Versorgungssicherheit gewährleistet werden.
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Die Schweizer sind Europa-

meister im Bahnfahren: 

Im Jahr 1997 legten sie im 

Durchschnitt 1987 km mit dem 

Zug zurück, die Europäer nur 

767 km. 

Quelle: 

Bundesamt für Statistik
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Ziel 2

Den Lebensraum 
nachhaltig sichern

Die Landschaften zählen zu unseren 
kostbarsten Gütern – wir müssen sie 
bewahren.

Landschaft ist aber auch ein knappes Gut, und die unterschiedli-

chen Bedürfnisse – nach Siedlungsraum, landwirtschaftlicher Nutz-

fläche, Erholungsraum, touristischer Nutzung und Verkehrswegen 

– müssen in Einklang gebracht werden.

Vom gesunden Zustand der Lebenselemente – Boden, Wasser und 

Luft – hängt unsere Lebensqualität ab. Auch eine prosperierende 

Volkswirtschaft ist darauf angewiesen. 
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Es gilt, diese natürlichen Ressourcen zu bewahren und schonend zu 

nutzen. Doch nicht nur die heute lebenden Generationen haben 

Anspruch auf einen funktionsfähigen Lebensraum: Schonend 

nutzen heisst auch dafür Sorge tragen, dass auch künftige Genera-

tionen eine intakte Landschaft vorfinden, fruchtbare Böden nutzen, 

reines Wasser trinken und saubere Luft atmen können.
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Ausgewogene und nachhaltige räumliche Entwicklung 
sicherstellen 
 
Strategie des Bundesrates

Mit dem Bericht über die Grundzüge der Raumordnung Schweiz 

hat der Bundesrat bereits 1996 einen strategischen Rahmen für 

die Ziele und die Massnahmen jener Politikbereiche geschaffen, 

welche die räumliche Entwicklung des Landes wesentlich mitbestim-

men. Inzwischen sind die Siedlungen weiter gewachsen. Steigende 

Wohnansprüche, zunehmende Mobilität und verstärkte Freizeitakti-

vitäten sowie die wachsende Bevölkerung sind dafür verantwortlich. 

Der Bundesrat will eine ausgewogene und nachhaltige räumliche 

Entwicklung sicherstellen und dazu die Grundzüge der Raumord-

nung überprüfen und anpassen. Folgende Ansatzpunkte stehen im 

Vordergrund: 

• Die Infrastrukturen der Städte und Agglomerationen müssen 

laufend optimiert werden. Das ist nur möglich, wenn deren 

Planung über Gemeinde-, Kantons- und Landesgrenzen hinaus 

erfolgt. Es ist darzulegen, wie dies am besten angepackt werden 

kann und welches für den Wirtschaftsstandort Schweiz die erfolg-

versprechenden Modelle sind.

• Die verstärkte Konzentration der Bevölkerung und der Wirt-

schaft in den Agglomerationen führt zu Verlusten in den ländli-

chen Räumen und den Berggebieten. Es ist zu zeigen, welches die 

Chancen und Alternativen für diese Regionen sind, sich trotzdem 

eigenständig weiterentwickeln zu können.

• Unsere Landwirtschaft verändert sich rasch, zahlreiche Betriebe 

gehen ein, und die bestehenden Gebäude können nicht mehr wie 

bisher genutzt werden. Die überlebenden Betriebe müssen sich 

modernisieren, was zumeist Neubauten erfordert. Die Raumpla-

nung muss so angepasst werden, dass am Grundsatz der Trennung 

von Baugebiet und Nichtbaugebiet festgehalten und zugleich die 

Existenzgrundlage der Landwirtschaft gesichert werden kann.

• Die Siedlungsfläche wächst in der Schweiz jede Sekunde um fast 

einen Quadratmeter. Es muss uns gelingen, die Bodenbeanspru-

chung pro Kopf zu stabilisieren.

Ziel 2
Den Lebensraum nachhaltig sichern

Die Entwicklung der Boden-

nutzung der Schweiz zwischen 

1979/1985 bis 1992/1995:

• Siedlungsflächen: + 13,3% 

• Landwirtschaftliche 

Nutzflächen: – 3,1% 

• Waldflächen: + 1,4% 

Quelle: 

Bundesamt für Statistik 

(Arealstatistik)
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Richtliniengeschäfte
Botschaften zur neuen Regionalpolitik: Die aktuelle Regionalpolitik verfügt über ein 

unübersichtliches Instrumentarium, das überdies den gegenwärtigen und künftigen 

Herausforderungen nicht mehr gewachsen ist: stagnierendes Wirtschaftswachstum;

beschleunigter Strukturwandel, zunehmende Unterschiede zwischen den Regionen, 

neue Herausforderungen durch die Informations- und Wissensgesellschaft. Der 

Bundesrat wird bis 2005 ein Gesetz über regionalpolitische Massnahmen vorlegen, 

das diese Mängel beseitigen wird. Zudem wird er prüfen, ob zusammen mit den 

Kantonen eine Stiftung für die Förderung der Berggebiete und ländlichen Räume 

und der Stadt-Land-Integration errichtet werden soll. Der heutige Fonds für Investi-

tionshilfe könnte als Kapital in diese Stiftung eingebracht werden. Zu einer solchen 

„Kohäsionsstiftung“ soll ebenfalls bis 2005 ein Gesetz vorgelegt werden. Ab 2007 soll 

die Umsetzung in einem Mehrjahresprogramm beginnen.

Neuer Bericht über die Grundzüge der Raumordnung Schweiz und Revision des 

Raumplanungsgesetzes: Auf der Basis eines Raumentwicklungsberichtes, welcher 

eine umfassende Bestandesaufnahme vornehmen und zukunftsgerichtete Szena-

rien und Handlungsoptionen darlegen wird, will der Bundesrat den Bericht über 

die Grundzüge der Raumordnung Schweiz von 1996 erneuern. Parallel dazu soll 

das Raumplanungsgesetz revidiert werden: Die Bestimmungen über das Bauen 

ausserhalb der Bauzonen sind anzupassen, die Agglomerations-

politik bzw. das Agglomerationsprogramm ist zu verankern, und 

die rechtlichen Grundlagen für die Konzepte und Sachpläne des 

Bundes sind zu präzisieren.
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Natürliche Lebensgrundlagen erhalten

Strategie des Bundesrates  
Die Reinhaltung von Luft, Wasser und Boden sowie der Schutz des 

Klimas sind die zentralen Anliegen der schweizerischen Umweltpoli-

tik. Luftverschmutzung führt zu Gesundheitsschäden, Ernteeinbus-

sen sowie Schäden an Wäldern und Ökosystemen. Wasser nutzen 

wir als Lebensmittel, für die Hygiene, zur Bewässerung, Kühlung 

sowie zur Wärme- und Energiegewinnung, in Gewerbe und Indus-

trie. Unsere Gewässer dienen der Schifffahrt, der Erholung und 

sportlichen Aktivitäten. Die Böden gilt es vor unnötigen Belastun-

gen durch Schadstoffe sowie vor Verdichtung und Versiegelung 

zu schützen, damit sie ihre Funktion weiterhin erfüllen können. 

Elementar für eine gesunde Umwelt ist auch die Vielfalt von Tieren, 

Pflanzen und Mikroorganismen; die roten Listen gefährdeter Arten 

werden aber immer länger. Als Alpenland ist die Schweiz vielfältigen 

Naturgefahren ausgesetzt. Ein intaktes Klima und gesunde, naturna-

he Wälder können mithelfen, diesen Risiken effizient vorzubeugen. 

Für den Erhalt der natürlichen Lebensgrundlagen setzt der Bundes-

rat in der neuen Legislaturperiode drei Prioritäten:

• Schutz des Klimas: Kernstück ist das CO2-Gesetz, mit dem Ziel, 

den CO2-Ausstoss bis 2010 um 10% zu senken.

• Nachhaltige Bewirtschaftung des Waldes: Im 

Vordergrund steht der Schutz vor Naturgefahren 

und die Erhaltung bzw. Förderung der Artenvielfalt 

im Wald. Dafür braucht es eine funktionsfähige 

Waldwirtschaft und sektorübergreifende Zusam-

menarbeit.

• EU-Harmonisierung des schweizerischen Chemi-

kalienrechts: Es gilt, den Schutz von Mensch und 

Umwelt vor gefährlichen Stoffen weiter zu erhöhen  

und durch eine internationale Harmonisierung 

den Handel zu erleichtern.

Ziel 2
Den Lebensraum nachhaltig sichern
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Richtliniengeschäfte
Entscheid über die Einführung einer CO2-Abgabe: Der Bundesrat setzt primär auf 

freiwillige Massnahmen, um den CO2-Ausstoss zu senken. Nur wenn diese nicht 

genügen sollten, wird die im CO2-Gesetz vorgesehene Abgabe eingeführt. Gemäss 

Gesetz wäre der Ertrag vollumfänglich an die Wirtschaft und die Bevölkerung zurück-

zuerstatten. Die Abgabesätze können für Brenn- und Treibstoffe unterschiedlich 

hoch ausfallen und bedürfen der Genehmigung durch die eidgenössischen Räte.

Umsetzung des Waldprogramms Schweiz und Botschaft zur Revision des Wald-

gesetzes: Im Waldprogramm Schweiz legt der Bund für die Jahre 2004–2015 fest, 

wie er den steigenden Ansprüchen an den Wald und der sich verschärfenden finan-

ziellen Situation der Wald- und Holzwirtschaft begegnen will. Das Programm wurde 

in den beiden letzten Jahren mit breiter Mitwirkung vorbereitet. Die Umsetzung wird 

ein Meilenstein in der schweizerischen Waldwirtschaft sein und erfordert Anpassun-

gen des Waldgesetzes.

Botschaft zur Harmonisierung des schweizerischen Chemikalienrechts mit dem 

erneuerten EU-Chemikalienrecht: Es ist sinnvoll, wenn die Schweiz die weltweit 

einheitlichen Symbole übernimmt, mit denen auf mögliche Gefahren beim Umgang 

mit Chemikalien hingewiesen wird. Die EU wird ein neues System der Registrierung, 

Evaluation, Autorisierung und Begrenzung von Chemikalien in Kraft setzen. Es sieht 

strengere Prüf- und Beurteilungspflichten sowie die Einführung von Bewilligungs-

pflichten für Stoffe vor, die chronisch toxisch wirken oder sich in der Nahrungskette 

anreichern. Dieses System soll parallel zur EU auch in der Schweiz eingeführt wer-

den. Damit können Gefahren vermieden und der Handel erleichtert werden.
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In der Schweiz machten im 

Jahr 2000 die CO2-Emmissionen 

84% der Treibhausgas-

emissionen aus.

Quelle: Bundesamt für Statistik
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Ziel 3

Den Ausgleich des 
Bundeshaushaltes 
dauerhaft sichern

Zu den zentralen Standortvorteilen 
eines Landes gehören gesunde öffent-
liche Finanzen. 

Sie sind eine Voraussetzung dafür, dass der Staat seine Leistungen 

erbringen kann, und sie schaffen bei Haushalten und Unterneh-

men Vertrauen in die staatlichen Institutionen.

Die Sanierung der Bundesfinanzen hat auf lange Sicht nur Bestand, 

wenn gleichzeitig auf vier Ebenen angesetzt wird:

Erstens muss der Bundeshaushalt auf dem Weg von tief greifenden 

Systemreformen in den einzelnen Aufgabengebieten entlastet wer-

den; diese wirken allerdings erst mittel- bis langfristig. Der Bundes-

rat gibt daher in dieser Legislatur der Vorbereitung entsprechender 

Vorhaben besonders hohe Priorität. 
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Zweitens ist bis 2007 das heutige strukturelle Defizit des Bundes-

haushalts zu beseitigen. 

Dazu sind drei Dinge nötig: 

• Es muss ein neues Entlastungsprogramm ausgearbeitet werden, 

das möglichst rasch wirkt. 

• Die Aufgaben des Bundes sind systematisch auf ihre Notwendig-

keit hin zu überprüfen.

• Die fiskalischen Entlastungen sind auf das Notwendigste zu 

begrenzen.

Drittens ist die Finanzierung der Pensionskassen des Bundes und 

der bundesnahen Unternehmen auf langfristig solide Grundlagen 

zu stellen.

Viertens ist eine umfassende Reform der Bundesverwaltung zu prü-

fen. Sie soll die Führungskapazitäten verbessern, die Kosten redu-

zieren und alle Führungsebenen entlasten.

D
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Strukturelle Defizite des Bundeshaushalts bis 2007 beseitigen  
 

Strategie des Bundesrates

Die Schuldenbremse gibt vor, dass über einen Konjunkturzyklus 

hinweg die Ausgaben ohne Anstieg der Verschuldung finanziert 

werden sollen. Erfahrungsgemäss wachsen im Durch-

schnitt mehrerer Jahre die Einnahmen gleich stark 

wie das Bruttoinlandprodukt. Soll sich der Haushalt 

mittelfristig im Gleichgewicht befinden, ist daher 

auch das zulässige Ausgabenwachstum vorgegeben: 

Die Ausgaben können gleich stark wie die Wirtschaft 

wachsen. 

Der Bundeshaushalt weist aber heute ein strukturel-

les Defizit auf, d.h., die geplanten Ausgaben liegen 

unter Berücksichtigung der Wirtschaftslage über den 

geschätzten Einnahmen. In dieser Situation kann 

das Gleichgewicht nur erreicht werden, wenn das 

Wachstum der Ausgaben unter das Wirtschaftswachs-

tum zurückgenommen wird oder wenn zusätzliche 

Einnahmen beschafft werden.

Ohne gezielte Massnahmen wird das strukturelle 

Defizit im Jahr 2007 rund 2,5 Milliarden betragen. 

Entlastungen des Haushaltes in dieser Höhe können 

nicht im Rahmen normaler Budget- und Finanzplan-

bereinigungen erbracht werden. Der Bundesrat erachtet eine Kom-

bination von gezielten Ausgabenkürzungen, Aufgabenüberprüfun-

gen und Mehreinnahmen als zielführend; auch die Privatisierung 

von Aufgaben wird geprüft.

Ziel 3
Den Ausgleich des Bundeshaushalts dauerhaft sichern
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Richtliniengeschäfte
Botschaft zu einem Entlastungsprogramm 2004: Das Programm soll schwerge-

wichtig wiederum bei den Ausgaben ansetzen, doch soll auch die Einnahmenseite 

geprüft werden. Auf der Ausgabenseite steht eine beschränkte Zahl grösserer, 

gezielter Kürzungen im Vordergrund. Dabei strebt der Bundesrat in dem Sinne eine 

gewisse Schwerpunktbildung an, dass den geplanten Aufgabenreformen durch die 

Kürzungen im Idealfall das Terrain geebnet wird. Gegebenenfalls sind somit auch 

Befristungen denkbar. Das Ausmass des Programms ist auch abhängig vom Aus-

gang der Volksabstimmung zum Steuerpaket 2001. Schliesslich wird die finanzielle 

Entflechtung der AHV-/IV-Haushalte vom Bundeshaushalt ebenfalls Bestandteil des 

Entlastungsprogramms sein (vgl. hierzu Ziel 5).

Systematische Aufgabenverzichtsplanung: Es wird ein einfaches Vorgehen ge-

wählt, das möglichst rasch zu spürbaren Ergebnissen führt. Ziel ist, dass erste 

Umsetzungsmassnahmen ab 2006 greifen können. Im Weiteren wird festgelegt, wie 

Querschnittsaufgaben und -leistungen, namentlich das Ressourcen- und Infra-

strukturmanagement, überprüft werden sollen. Damit sich der zweifellos beträcht-

liche Aufwand lohnt, sollte die Zielgrösse mindestens bei 200 Millionen liegen. Die 

Aufgabenüberprüfung ist abzustimmen auf andere Reformprojekte, so die allfällige 

Reform der Bundesverwaltung und die anstehende Subventionsüberprüfung.

Botschaft zur Unternehmenssteuerreform II: Ziel der Reform ist eine weitere Ver-

besserung der steuerlichen Rahmenbedingungen für Unternehmen. Die gegenwär-

tig noch bestehende wirtschaftliche Doppelbelastung soll weitgehend beseitigt wer-

den durch die Einführung einer Teilbesteuerung der Einkünfte der Anteilinshaber. 

Das führt dazu, dass beim Reinvestitions- und Ausschüttungsverhalten der Unter-

nehmen steuerliche Überlegungen an Bedeutung verlieren – das Steuersystem wird 

entscheidungsneutraler. Die Vorlage wird ferner weitere flankierende Massnahmen 

beinhalten, namentlich zu Gunsten von Personenunternehmungen. Der finanzielle 

Rahmen dieser Neuerungen muss nach wie vor eng begrenzt bleiben. D
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Der Schuldendienst verschlingt 

einen beträchtlichen Teil der 

Bundesmittel: Von 1993 bis 

heute mussten für die Passiv-

zinsen im Durchschnitt knapp 

9% der Fiskaleinnahmen auf-

gewendet werden. 

Quelle: Bundesamt für Statistik
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Pensionskassen des Bundes und der bundesnahen Unternehmen 
konsolidieren  
 

Strategie des Bundesrates

Der Bundesrat hat am 9. Mai 2003 entschieden, die Migration von 

der Eidgenössischen Versicherungskasse zur neuen 

PUBLICA trotz der schwer wiegenden finanziellen 

Belastung zu vollziehen. PUBLICA wurde dabei 

ausfinanziert und hat somit keine Unterdeckung 

aufzuweisen. Diesen Zustand gilt es längerfristig zu 

sichern.

Die Pensionskassen von Post und SBB weisen zurzeit 

eine erhebliche Unterdeckung auf, die sie in nützli-

cher Frist nicht aus eigener Kraft beheben können. 

Deshalb ist auf die Forderung der Unternehmen ge-

genüber dem Bund, er möge sie bei der  Behebung 

der Unterdeckung und Sanierung ihrer Vorsorge-

einrichtungen unterstützen, einzutreten.

Die Grundlage für die Lösung der Probleme muss 

mit einer Teilrevision des Bundesgesetzes über die 

Pensionskasse des Bundes, des Postorganisations- 

und des SBB-Gesetzes geschaffen werden. Dabei 

muss ein ganzheitlicher Ansatz gefunden werden, 

damit die Lösungen widerspruchsfrei sind und dem 

Gebot der Gleichbehandlung genügen. 

In einem ersten Schritt geht es darum, Garantien zu beseitigen, die 

den Bund oder die Unternehmen finanziell belasten. Es handelt 

sich dabei um Leistungsgarantien des Bundes und um Garantien 

des Teuerungsausgleichs auf den Renten. Für eine nachhaltige 

Sanierung und Konsolidierung der Vorsorgeeinrichtungen müssen 

systematische Finanzierungslücken bei der vorzeitigen Pensionie-

rung geschlossen werden. Diese Massnahmen stehen im Zusammen-

hang mit der demografischen Entwicklung, die längerfristig einen 

Bruch des Trends, immer früher aus dem Erwerbsleben auszuschei-

den, erfordert. Ferner müssen sowohl im vorsorgerechtlichen wie 

auch im arbeitsrechtlichen Bereich die Invaliditätsrisiken und die 

daraus entstehenden Kosten vermindert werden. 

Ziel 3
Den Ausgleich des Bundeshaushalts dauerhaft sichern
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In einem zweiten Schritt wird das Vorsorgesystem der Pensions-

kassen des Bundes auf das Beitragsprimat umgestellt. Was die Un-

ternehmen angeht, so hat der Bundesrat entschieden, eine allfällige 

Mitfinanzierung der Deckungslücken bei den Vorsorgeeinrichtun-

gen von der Bedingung abhängig zu machen, dass Post und SBB 

ebenfalls zum Beitragsprimat wechseln.

Dieser Wechsel soll indessen nicht zu einem kurzfristigen Leistungs-

abbau führen, sondern den Vorsorgeeinrichtungen die Möglichkei-

ten geben, rascher auf wirtschaftliche, finanzielle und personalpo-

litische Veränderungen zu reagieren. Gleichzeitig soll der Wechsel 

zum Beitragsprimat auch die transparente und sozialverträgliche 

Abbildung von flexiblen Arbeitsverhältnissen und Karriereverläufen 

in der beruflichen Vorsorge erlauben.

Richtliniengeschäfte 
Botschaft Teilrevision PKBG, SBBG und Postorganisationsgesetz: Umfassende 

Darstellung der Massnahmen zur Konsolidierung der PUBLICA und zur Sanierung 

der Pensionskassen der Betriebe. Das Schwergewicht liegt auf Massnahmen zur 

Verminderung von finanziellen Risiken des Bundes.

Botschaft Totalrevision PKBG: Einführung des Beitragsprimats für die Altersvor-

sorge des Bundespersonals. Zielsetzung ist eine Vorsorgeordnung, mit der das 

bisherige Leistungsniveau gewahrt, zugleich aber flexibler auf wirtschaftliche und 

personalpolitische Veränderungen reagiert werden kann.
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Bei der PUBLICA gibt es einen 

Fehlbetrag von 11,9 Milliarden 

Franken, den der Bund und 

die angeschlossenen Organi-

sationen in den nächsten acht 

Jahren abtragen müssen.

Quelle: Eröffnungsbilanz 

PUBLICA
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Ziel 4

Die Handlungs- und 
Reformfähigkeit des 
Staates verbessern

Handlungs- und reformfähig ist unser 
Bundesstaat nur dann, wenn Bund und 
Kantone optimal zusammenwirken. 

Dazu wird die Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufga-

ben zwischen Bund und Kantonen einen entscheidenden Beitrag 

leisten. Verbessert werden muss auch die gemeinsame Steuerung 

der Hochschulpolitik. Überdies führt die gesamtschweizerische 

Regelung des Zivil- und des Strafprozessrechts zu einer effizienteren 

und einheitlicheren Rechtspraxis.

Mit ihren Volksrechten und dem ausgeprägten Föderalismus ist die 

Schweiz indessen nur dann handlungs- und reformfähig, wenn die 

Bürgerinnen und Bürger Vertrauen in die staatlichen Institutionen 

haben. 
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Vertrauen lässt sich gewinnen, indem

• überzeugende politische Lösungen gefunden werden;

• staatliche Aufgaben wirksam und kostenbewusst 

 erbracht werden;

• staatliches Handeln transparent und nachvollziehbar

 ist.

Der Bundesrat will in dieser Legislaturperiode die Bevölkerung 

frühzeitig, kontinuierlich und umfassend informieren und für die 

Vermittlung der oftmals komplexen Sachverhalte und der entspre-

chend differenzierten Entscheide eine möglichst einfache und 

verständliche Form wählen. Dabei sollen auch die neuen Informa-

tions- und Kommunikationsmittel einen wichtigen Dienst leisten.
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Zusammenarbeit zwischen den staatlichen Ebenen 
verwesentlichen
 

Strategie des Bundesrates

Die Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung 

zwischen Bund und Kantonen ist eines der wichtigs-

ten Reformprojekte der Schweiz. Der Bund und die 

Kantone haben dieses Projekt gemeinsam erarbei-

tet. Sein Ziel ist es, die Instrumente des seit 1959 

bestehenden Finanzausgleichs der veränderten Zeit 

anzupassen. In der letzten Legislaturperiode haben 

Bundesrat und Parlament die Grundsätze des neuen 

Systems auf Verfassungsstufe beschlossen. In der 

neuen Legislatur geht es darum, diese Grundsätze in 

zahlreichen Spezialerlassen – in aufgabenbezogenen 

wie auch in bereichsübergreifenden Bundesgesetzen 

– umzusetzen. Ziel bleibt, dass der Bund und die 

Kantone in ihrer Gesamtheit keine Mehrbelastungen 

erfahren. Einzig der Härteausgleich als Übergangs-

instrument wird zu zwei Dritteln vom Bund und zu 

einem Drittel von den Kantonen finanziert.

Leistungsfähige Hochschulen sind für unser Land 

von vitaler Bedeutung. Für den Bundesrat hat daher 

eine partnerschaftliche und effiziente Zusammen-

arbeit von Bund und Kantonen in der Forschungs- 

und Bildungspolitik höchste Priorität. 

In der heutigen Zeit der hohen Mobilität der Bevölkerung und der 

zunehmend überkantonalen und internationalen Rechtsbeziehun-

gen ist ein kantonales Zivil- und Strafprozessrecht einem überschau-

baren und effizienten Rechtsleben zunehmend hinderlich. Der 

Bundesrat will deshalb das Prozessrecht auf Bundesebene verein-

heitlichen. 

Ziel 4
Die Handlungs- und Reformfähigkeit des Staates verbessern
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Richtliniengeschäfte
Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung zwischen Bund und 

Kantonen: Falls die Vorlagen zu den Verfassungsänderungen und zu einem neuen 

Finanzausgleichsgesetz in der Volksabstimmung angenommen werden, wird der 

Bundesrat eine zweite Botschaft zur Ausführungsgesetzgebung vorlegen. Mit dieser 

wird er die Revision von rund zwei Dutzend Bundesgesetzen beantragen. Während 

einige Erlasse nur geringfügig zu ändern sind, müssen andere umfassend über-

arbeitet werden. Nach Abschluss der parlamentarischen Beratungen zur Ausfüh-

rungsgesetzgebung wird die dritte und letzte Botschaft vorgelegt, welche je eine se-

parate Vorlage zur finanziellen Ausstattung des Ressourcen- und Lastenausgleichs 

sowie des Härteausgleichs enthalten wird. Ebenso wird das Verordnungsrecht in 

zahlreichen Erlassen anzupassen sein. 

Steuerung der Hochschullandschaft Schweiz: Bund und Kantone haben unter der 

Bezeichnung «Masterplan» eine Projektorganisation eingesetzt; diese soll für die 

Periode 2003–2007 die Vorgaben des Entlastungsprogramms 2003 für den Hoch-

schulbereich umsetzen und Prioritäten festlegen. Auf Grund dieser Arbeiten wird der 

Bundesrat allenfalls die zu realisierenden Vorhaben an die vorhandenen Mittel an-

passen. Der Bundesrat will überdies die Partnerschaft zwischen Bund und Kantonen 

in der Hochschulpolitik auf verbesserte Grundlagen stellen: Die Hochschulpolitik 

soll neu durch Rahmenbedingungen und allgemeine Zielvorgaben gesteuert werden. 

Alle Hochschulen sollen nach einheitlichen Grundsätzen finanziert und die Steue-

rung soll effizienter und einfacher ausgestaltet werden (vgl. auch Ziel 1).

Vereinheitlichung des Zivil- und Strafprozessrechts: Es wird je eine Botschaft und 

ein neues Bundesgesetz erarbeitet. Die jeweiligen 26 bestehenden kantonalen Pro-

zessordnungen sollen damit durch einheitliches Bundesrecht abgelöst werden. Die 

Gerichtsorganisation wird Sache des kantonalen Rechts bleiben.
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Bei der Finanzkraft der Kantone 

gibt es grosse Unterschiede. So 

ist zum Beispiel die Finanzkraft 

des Kantons Zug sieben Mal 

grösser als die des Kantons 

Wallis. Der neue Finanz-

ausgleich soll die finanzielle 

Leistungsfähigkeit der Kantone 

angleichen.
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Vertrauen in die staatlichen Institutionen festigen
 
Strategie des Bundesrates

Die Öffentlichkeit ist rechtzeitig, kontinuierlich, umfassend und ob-

jektiv darüber zu informieren, wie Volksentscheide umgesetzt wer-

den, welche Aufgaben und Dienstleistungen mit den 

Steuern finanziert werden, und warum schmerzhafte 

Sparmassnahmen unumgänglich sind. Der Bundesrat 

will zudem in dieser Legislatur dafür sorgen, dass die 

Öffentlichkeit die Regierung vermehrt als Kollegium 

erlebt und wahrnimmt.

Er wird deshalb die Information der Öffentlichkeit 

stärker auf seine Tätigkeit als Kollegialbehörde aus-

richten und die Kommunikation auf die Prioritäten 

seiner Politik, d.h. auf die Ziele der Legislaturpla-

nung 2003–2007 und die jeweiligen Jahresziele, kon-

zentrieren. Der Informationsauftritt von Regierung 

und Verwaltung soll einheitlicher werden. Unter 

anderem bedeutet dies auch eine vermehrte Standar-

disierung von Publikationen und Produkten.

Die neuen Informations- und Kommunikationsmittel 

werden von immer mehr Personen und gesellschaft-

lichen Akteuren genutzt. Der Bundesrat unterstützt 

diese Entwicklung. Er wird die Strategie für eine 

Informationsgesellschaft aus dem Jahr 1998 überarbeiten und bei 

den E-Government-Projekten folgende Grundsätze beachten: 

• Es sollen die Voraussetzungen dafür geschaffen werden, dass 

Transaktions- und Interaktionsangebote einfach und sicher wer-

den.

• Die föderalistische Kompetenzverteilung soll gewahrt bleiben; 

dazu sollen Daten unter den verschiedenen Akteuren koordiniert 

und ausgetauscht werden – dies stets unter Berücksichtigung des 

Datenschutzes.

Ziel 4
Die Handlungs- und Reformfähigkeit des Staates verbessern
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Richtliniengeschäfte
Überarbeitung der Strategie des Bundesrates für eine Informationsgesellschaft: Die 

Strategie soll von Verwaltung, Wirtschaft und Forschung gemeinsam erarbeitet und 

inhaltlich getragen werden. 

Vote électronique, Bericht zur Evaluation der Pilotprojekte und Botschaft zur ge-

setzlichen Grundlage für die Einführung: Die vom Bund mitfinanzierten kantonalen 

Pilotprojekte werden evaluiert und die Ergebnisse dem Parlament unterbreitet. 

Bewährte Pilotprojekte sollen verstetigt werden; dafür werden gesetzliche Grund-

lagen geschaffen.

Botschaft zur gesetzlichen Grundlage für die Registerharmonisierung: Für die 

Vereinfachung und Beschleunigung der Volkszählungen ab 2010 müssen die wich-

tigsten Informationen in den Einwohnerregistern gesamtschweizerisch nach einem 

einheitlichen Standard definiert und geführt werden. Durch die Harmonisierung 

der Register entstehen Synergien und Einsparungen für die Statistik und für die 

Verwaltungen. 

Botschaft zur gesetzlichen Grundlage für sektorielle Personenidentifikatoren: Im 

Vordergrund steht die Vereinfachung und Verbesserung des gesetzlich geregelten 

Datenaustausches zwischen den Einwohnerregistern, dem Zivilstandswesen sowie 

den grossen Bundespersonenregistern im Ausländer- und Flüchtlingsbereich.

D
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Anfang 2003 nutzten in 

der Schweiz über 60% der 

Bevölkerung ab 14 Jahren 

das Internet.

Quelle: WEMF, 2003
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Die Gesamtleistungen der 

Sozialversicherungen betrugen 

im Jahr 2001 rund 88 Milliarden 

Franken, was knapp 21% des 

BIP ausmacht. 

Quelle: Bundesamt für Sozial-

versicherung



43

Leitlinie 2

Die demografischen 
Herausforderungen 
bewältigen
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Auch heute noch wird die Alterung der 
Bevölkerung oft als „Überalterung“ 
bezeichnet. 

Mit diesem Begriff verbindet sich häufig der Gedanke, es gebe zu 

viele ältere Menschen, die der Gesellschaft zur Last fallen. Gesundes 

Älterwerden ist aber seit Jahrzehnten eines der wichtigsten Ziele 

unserer Gesundheits- und Sozialpolitik. 

Was uns also herausfordert, ist nicht die Tatsache, dass die Men-

schen immer länger leben, sondern die ausgeglichene Verteilung 

der Lasten zwischen den älteren und den erwerbsfähigen Genera-

tionen. Längerfristig bedingt dies ebenfalls eine neue Aufteilung 

zwischen der sozialen und der individuellen Verantwortung. 

Diese Entwicklung erfordert frühzeitige Antworten: Wir müssen die 

Solidarität zwischen Jungen und Alten erneuern, der drohenden 

gesellschaftlichen Ausgrenzung älterer und kinderbetreuender 

Menschen entgegentreten und die Finanzierung der Sozialversiche-

rungen langfristig sichern.
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Ziel 5

Die Sozialwerke 
zukunftsfähig 
ausgestalten

Die schweizerischen Sozialversicherun-
gen wurden über mehrere Generatio-
nen hinweg aufgebaut. Sie unterstützen 
die soziale und wirtschaftliche Integra-
tion und leisten einen wesentlichen 
Beitrag zur sozialen und politischen 
Stabilität der Schweiz. 

Die Altersvorsorge kann in Zukunft ihre tragende Rolle nur spielen, 

wenn sie auf die demografischen Perspektiven der Schweiz abge-

stimmt wird. Die Zahl der älteren Personen wächst in den nächsten 

20 Jahren stetig. Auch die Lebenserwartung nimmt zu. Entspre-

chend werden sich die Ausgaben der Altersvorsorge kontinuierlich 

erhöhen. Wir müssen daher neue Grundlagen für die Solidarität 

zwischen Jung und Alt finden. Dazu gehört auch, die öffentlichen 

Haushalte nicht übermässig zu belasten und so den Spielraum für 

die Zukunft zu wahren.
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Das schweizerische Gesundheitswesen setzt jährlich über 40 Milliar-

den Franken um, und der Gesundheitsmarkt beschäftigt rund 

400 000 Personen. Zur hohen volkswirtschaftlichen Bedeutung 

kommt die enorme Versorgungsleistung: Der Bevölkerung werden 

flächendeckend Gesundheitsprodukte von hoher Qualität und in 

ausreichender Menge angeboten. Allerdings sind die Kosten des 

Gesundheitswesens in den letzten Jahren stark gestiegen; diese Ent-

wicklung müssen wir mit Reformen in den Griff bekommen.
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Die Ausgaben für die AHV be-

tragen pro Jahr rund 

30 Milliarden Franken. 

Quelle: Bundesamt 

für Sozialversicherung

Altersvorsorge langfristig konsolidieren
  
 Strategie des Bundesrates

Die demografischen Perspektiven der Schweiz erfordern eine neue 

Konzeption des Übertritts vom Berufsleben in die Pensionierung. 

Bei der Altersversicherung und in der zweiten Säule ist zu berück-

sichtigen, dass die Lebenserwartung weiter zunehmen wird. Bei der 

Pensionierung sind neue Wege zu suchen (z.B. Erhöhung des Pen-

sionierungsalters, Flexibilisierung des Rentenalters, Lebensarbeits-

zeitmodelle). Zusammen mit Massnahmen von Ziel 6 können so 

die Lasten für die Versicherungen gesenkt werden. Auf diese Weise 

kann auch dem demografisch bedingten Rückgang der erwerbstäti-

gen Bevölkerung begegnet werden.

Diese Anpassungen treffen die Bevölkerung auf persönlicher und 

finanzieller Ebene. Sie haben zudem Auswirkungen auf den Arbeits-

markt. Deshalb sind Begleitmassnahmen vorzusehen. Zum einen 

soll – mit der 12. AHV-Revision – für Versicherte, von denen man 

nicht verlangen kann, dass sie über das heute geltende Rentenalter 

hinaus arbeiten, ein flexibles Rentenalter zu angemessenen Bedin-

gungen eingeführt werden. Zum andern ist – parallel dazu – eine 

Politik für die Verlängerung des Arbeitslebens und die Integration 

der älteren Personen in die Arbeitswelt zu entwickeln (vgl. Ziel 6).

Mit Massnahmen zur Sicherung und Weiterentwicklung der beruf-

lichen Vorsorge wird die zweite Säule an die demografische und 

wirtschaftliche Entwicklung angepasst und damit die Stabilität der 

beruflichen Vorsorge erhöht. 

Ziel 5
Die Sozialwerke zukunftsfähig ausgestalten
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Richtliniengeschäfte
Botschaft zur 12. AHV-Revision: Die 12. AHV-Revision will die Finanzierung der AHV 

bis 2025 sicherstellen. Dazu soll das Rentenalter gestaffelt erhöht werden. Flan-

kierend soll die Flexibilisierung des Rentenalters zu angemessenen Bedingungen 

eingeführt werden. In der Vorlage wird auch ein neuer Modus für die Anpassung der 

Renten an die wirtschaftliche Entwicklung vorgeschlagen. Neue Finanzierungsquel-

len werden geprüft, und die Koordination zwischen 1. und 2. Säule wird sichergestellt.

Entflechtung der AHV/IV vom Bundeshaushalt: Dank einer 

Entflechtung der beiden Finanzhaushalte könnte der Bund 

seine Beteiligung an den Kosten dieser Versicherungen auf den 

Ertrag einer bestimmten Anzahl Mehrwertsteuer-Prozentpunkte 

begrenzen. Die Bundesbeteiligung wird dann nicht mehr von den 

tatsächlichen Ausgaben der AHV/IV abhängen. Die Vorlage wird 

aufzeigen, wie die beiden Finanzhaushalte haushaltneutral (bezo-

gen auf das Jahr der Umstellung) getrennt werden können. Weiter 

wird sie den im Laufe der Jahre anwachsenden Finanzierungs-

bedarf für beide Versicherungen beziffern. Sie wird Bestandteil 

des Entlastungsprogramms 2004 sein (vgl. Ziel 3).

Massnahmen zur Sicherung und Weiterentwicklung der berufli-

chen Vorsorge: In verschiedenen Problemfeldern der beruflichen 

Vorsorge werden Vorschläge zum weiteren Vorgehen unterbreitet. 

Die Aufsicht ist zu optimieren, um die Sicherheit der Vorsorge-

gelder zu erhöhen. Dies soll durch erhöhte Sorgfaltspflichten und 

ein einheitliches Aufsichtssystem erreicht werden. Die Einführung 

einer eigenen Rechtspersönlichkeit für Vorsorgeeinrichtungen 

soll die Vorsorgegelder unabhängig machen. Auch sind die Ver-

antwortlichkeiten in der beruflichen Vorsorge zu klären. Ferner ist der Rentenum-

wandlungssatz an die verlängerte Lebenserwartung und die veränderte Zinssituation 

anzupassen. Schliesslich ist die Kostenentwicklung bei den Invaliditätsleistungen 

der beruflichen Vorsorge anzugehen.
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Ziel 5
Die Sozialwerke zukunftsfähig ausgestalten

Gesundheitssystem grundlegend überprüfen und 
Invalidenversicherung stabilisieren  
 

Strategie des Bundesrates

Das Bundesgesetz über die Krankenversicherung (KVG) verfolgt 

drei Hauptziele: Verstärkung der Solidarität unter den Versicher-

ten, Ausbau der Leistungen hin zu einer qualitativ hoch stehenden 

medizinischen Versorgung, Bekämpfung des Kostenwachstums. Die 

ersten beiden Ziele wurden erreicht. Hingegen liegt die Kosten-

entwicklung im Gesundheitswesen immer noch deutlich über dem 

Wirtschaftswachstum. 

Der Bundesrat legt daher das Schwergewicht bei den weiteren Re-

formen auf die Kostendämpfung. Er will die Kostenentwicklung in 

erster Linie durch ökonomische Anreize begrenzen. Mit diesem Ziel 

wird er auf bereits ausformulierte Revisionsvorschläge der 

2. KVG-Revision zurückgreifen, die weitgehend unbe-

stritten geblieben sind, und diese allenfalls mit neu-

en Elementen ergänzen. Flankierend zu all diesen 

Anstrengungen der Kostendämpfung sind die heute 

bestehende Solidarität unter den Versicherten und 

die qualitativ hoch stehende Versorgung zu erhalten. 

Dazu werden laufend Feinanpassungen vorgenom-

men, vorwiegend auf Verordnungsstufe.

Von den steigenden Gesundheitskosten ist auch die 

Invalidenversicherung erheblich betroffen. Die Zahl 

der Rentenbezüger nimmt seit Jahren zu; die jüngs-

ten Zahlen zeigen eine noch markantere Steigerung. 

Der Handlungsbedarf wächst, es braucht Gegen-

steuer.
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Richtliniengeschäfte
Botschaften zur KVG-Revision: In der sozialen Krankenversicherung sollen kosten-

dämpfende Anreize gefördert und kostentreibende Fehlanreize beseitigt werden. 

Dies gilt insbesondere beim Kontrahierungszwang, bei der Spitalfinanzierung, den 

Versicherungsmodellen und der Kostenbeteiligung der Versicherten. Die Revisions-

vorschläge werden als zwei grössere Gesetzgebungspakete unterbreitet. Diese 

werden je verschiedene Teilbotschaften enthalten, die inhaltlich oder zeitlich sinnvoll 

zusammengeführt werden können.

Botschaft zur Neuordnung der Pflegefinanzierung: Neben den Kosten- und Finan-

zierungsfragen des Gesamtsystems wird in einer eigenständigen Vorlage auch die 

Finanzierung des Pflegebereichs thematisiert. Auch die Pflege sieht sich einem 

zunehmenden Kostendruck ausgesetzt. Insbesondere diese Vorlage wird kohärent 

auf die anderen Sozialleistungssysteme (AHV, Invalidenversicherung, Ergänzungs-

leistungen, kantonale Sozialhilfe) abzustimmen sein.

Botschaft zur 5. IV-Revision: Die Zunahme der Neurenten soll gedämpft werden. 

Für Personen, die wegen Krankheit arbeitsunfähig werden, ist ein System der 

Früherkennung zu schaffen. Diese Personen sollen möglichst frühzeitig wieder in 

den Arbeitsprozess eingegliedert werden können. Neu sollen die Renten insbeson-

dere in den ersten Jahren befristet zugesprochen werden. All diese Massnahmen 

erfordern eine Klärung der Verantwortlichkeiten zwischen Bund und Kantonen sowie 

die Einbindung der Sozialpartner in die Aufsicht über den Vollzug der Invalidenver-

sicherung.
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Im Jahr 2001 machten die 

Gesundheitsausgaben der 

Schweiz 11,1% des BIP aus. Im 

internationalen Vergleich wird 

dieser Prozentsatz nur von den 

USA mit 13,9% übertroffen.

Quelle: OECD Gesundheitsdaten 

2003
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Ziel 6

Den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt stärken

Die Menschen in der Schweiz leben in 
immer kleineren Familien. Sie heira-
ten weniger und die Scheidungsrate ist 
hoch. Die Zahl der kinderlosen Paare 
nimmt zu. Es gibt immer mehr Ein-
Eltern-Familien, und die Zahl der Ein-
personenhaushalte steigt.

Durch diese gesellschaftlichen Entwicklungen nimmt die Tragfä-

higkeit der familiären Netze ab. Dies kann dazu führen, dass mehr 

Menschen in materielle Not geraten, insbesondere kinderreiche 

Familien, allein Erziehende und Betagte. Personen, die Familien-

arbeit leisten, sind durch die Sozialversicherungen nicht immer 

ausreichend gesichert. Die Attraktivität der Familie wird dadurch 

zusätzlich vermindert.
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Der Bundesrat will dieser gesellschaftlichen Desintegration entge-

genwirken. Zum einen will er die Bedingungen für die Vereinbar-

keit von Beruf und Familie verbessern. Eltern soll die Erwerbstätig-

keit erleichtert werden. Junge, berufstätige Frauen sollen sich nicht 

mehr zwischen der Fortführung ihrer beruflichen Laufbahn und 

der Mutterschaft entscheiden müssen.

Zum andern möchte er die älteren Erwerbstätigen länger und bes-

ser als heute in den Arbeitsprozess eingliedern. Es ist eine entspre-

chende Politik zu entwickeln, die von allen staatlichen Ebenen und 

von den Sozialpartnern getragen und gelebt wird.
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Die Kinderkosten betragen 

in der Schweiz pro Jahr 47 

Milliarden Franken an direkten 

und indirekten Kosten. Davon 

wird durch staatliche Leistun-

gen lediglich etwa ein Sechstel 

ausgeglichen.

Quelle: BSV-Forschungsbericht 

Nr. 10, 1998

Kinderbetreuende und ältere, berufstätige Menschen besser 
integrieren 

Strategie des Bundesrates

Der Bundesrat hat sich stets für eine Verstärkung der Familienpoli-

tik ausgesprochen. Erforderlich ist eine koordinierte Familienpoli-

tik auf allen staatlichen Ebenen, die in erster Linie kinderbetreuen-

de Menschen besser integriert. Folgende Ansatzpunkte stehen im 

Vordergrund:

• Die wirtschaftliche Lage der Familien, insbesondere kinderrei-

cher Familien und von Familien mit allein erziehenden Eltern, ist 

zu verbessern. Wichtig ist eine steuerliche Entlastung von Fami-

lien, wie sie in der Reform der Familienbesteuerung vorgesehen 

ist. Die Einführung von Ergänzungsleistungen für einkommens-

schwache Familien und die bundesrechtliche Regelung der Fami-

lienzulagen werden geprüft.

• Berufsarbeit und Familie müssen leichter vereinbar werden. 

Ein bezahlter Mutterschaftsurlaub im Rahmen der Revision der 

Erwerbsersatzordnung wirkt in diese Richtung. Ebenso einheitli-

che Unterrichtszeiten an den Schulen, Blockzeiten, Mittagstische, 

Aufgabenhilfe, Tagesschulen.

Die Beschäftigungsfähigkeit älterer Personen hängt von verschie-

denen Faktoren ab. Eine entsprechende Beschäftigungspolitik lässt 

sich nur erreichen, wenn die Sozialpartner, die Kantone und der 

Bund zusammenarbeiten. Alle müssen der Beschäftigungsfähigkeit 

der älteren erwerbstätigen Personen grössere Beachtung schenken 

und Lösungsansätze suchen. 

Ziel 6
Den gesellschaftlichen Zusammenhalt stärken
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Richtliniengeschäfte
Botschaft zur Fortsetzung des Impulsprogramms über Finanzhilfen für familien-

ergänzende Kinderbetreuung: Das Impulsprogramm, das im Jahr 2003 startete, 

wurde auf acht Jahre befristet. Für die ersten vier Jahre wurde es mit einem Ver-

pflichtungskredit von 200 Mio. Franken ausgestattet. Auf der Basis einer Evaluation 

der ersten Jahre wird der Bundesrat dem Parlament allenfalls 

den zweiten Verpflichtungskredit beantragen.

Massnahmen zur besseren Vereinbarkeit von Familienpflichten 

und Berufsarbeit: Der Bundesrat wird im Rahmen der laufenden 

Arbeiten für den neuen Bildungsartikel in der Verfassung prüfen, 

inwieweit dort Blockzeitenregelungen an den Schulen verbind-

lich vorzusehen sind. Die kantonale Schulhoheit gilt es dabei 

allerdings so weit als möglich zu respektieren. Die Verfassungs-

änderung hat deshalb in enger Absprache mit den Kantonen zu 

erfolgen.

Massnahmen zu Gunsten älterer Arbeitnehmerinnen und Ar-

beitnehmer auf dem Arbeitsmarkt: Der Bundesrat wird auf der 

Grundlage eines Berichtes entscheiden, ob ein Gesetzgebungs-

programm zur Beseitigung von Diskriminierungen älterer Arbeit-

nehmerinnen und Arbeitnehmer auf dem Arbeitsmarkt sowie zur 

Förderung ihrer Erwerbstätigkeit eingeleitet werden soll. Dabei 

wird eine breite Palette von Massnahmen geprüft: Gesundheits-

vorsorge am Arbeitsplatz, ergonomische und organisatorische 

Anpassungen am Arbeitplatz älterer Erwerbstätiger, erweiterte 

Wahlmöglichkeiten bei der Arbeitszeit und bei der Altersteilzeit sowie verstärkte 

Anstrengungen im Bereich der Weiterbildung. Es wird geklärt, welche Massnahmen 

die Betriebe treffen und welche den Sozialpartnern überlassen werden können sowie 

welche arbeitsrechtlichen Vorschriften oder sonstigen staatlichen Massnahmen 

nötig sind.
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Die Schweiz nimmt ihre inter-

nationalen Interessen vor allem 

auch durch Mitgliedschaft in 

internationalen Organisatio-

nen wahr. Sie ist zum Beispiel 

Mitglied der UNO, WTO, G10, 

OECD, Europarat, OSZE oder 

der Partnerschaft für den Frie-

den (PfP).
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Leitlinie 3

Stellung der Schweiz
in der Welt festigen
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Durch verstärkte Präsenz auf der inter-
nationalen Bühne und eine intensivier-
te Zusammenarbeit bringen wir zum 
Ausdruck, dass die Schweiz ihre Ver-
antwortung als Teil der Staatengemein-
schaft übernimmt. 

Wir wollen zu Frieden, Achtung der Menschenrechte, Wohlstand, 

Verminderung der Armut und zur Erhaltung der Umwelt beitragen. 

Das macht uns zu vertrauenswürdigen Partnern und festigt unsere 

Position in der Welt. Gleichzeitig eröffnen wir uns so den notwen-

digen Spielraum, um die Interessen unseres Landes wirksam und 

glaubwürdig vertreten zu können. Glaubwürdig können wir aller-

dings nur sein, wenn es uns gelingt, unsere wirtschaftlichen Inter-

essen mit dem Bestreben um eine gerechtere, friedlichere Welt in 

Einklang zu bringen.
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Ziel 7

Die Beziehungen zur 
Europäischen Union 
klären und vertiefen

Die Europäische Union (EU), die mit 
ihren fünfzehn Mitgliedstaaten bereits 
heute unsere wichtigste Partnerin ist, 
wird sich am 1. Mai 2004 um zehn neue, 
vorwiegend mittel- und osteuropäische 
Mitgliedstaaten erweitern. 

In den darauf folgenden Jahren dürften weitere Staaten hinzukom-

men. Unsere Beziehungen zur Europäischen Union werden daher 

noch an Bedeutung gewinnen.

Der Bundesrat verfolgt die Entwicklungen in der EU mit grosser 

Aufmerksamkeit und analysiert kontinuierlich den sich daraus erge-

benden Handlungsbedarf. Kurzfristig stehen dabei die reibungslose 

Umsetzung der ersten bilateralen Abkommen von 1999 und deren 

Erweiterung auf die neuen Mitgliedstaaten sowie der Abschluss der 

zweiten bilateralen Verhandlungsrunde im Vordergrund.



56 57

Die europapolitische Agenda der Schweiz ist also in den nächsten 

Jahren mit konkreten Geschäften reich befrachtet. Diese Tatsache 

widerspricht jedoch nicht dem Willen des Bundesrates, in der lau-

fenden Legislatur die Beziehungen der Schweiz zur EU umfassend 

zu analysieren und dann zu entscheiden, wie im Interesse unseres 

Landes weiter vorzugehen ist.

Er wird die Vor- und Nachteile eines Beitritts der Schweiz zur EU 

im Lichte der EU-Erweiterung und der institutionellen Reformen 

genau analysieren.
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Konsolidierung und Erweiterung des bilateralen Rahmens 

Strategie des Bundesrates

Nach der Ablehnung des Beitritts der Schweiz zum Europäischen 

Wirtschaftsraum 1992 hat unser Land mit der Europäischen Union 

bilaterale Verhandlungen aufgenommen. Dies er-

möglicht es einerseits, dringende Fragen mit der EU 

umgehend zu lösen, und andererseits, die Beziehun-

gen in jenen Bereichen zu vertiefen, in welchen wir 

eine institutionalisierte Zusammenarbeit anstreben. 

Mit den sieben bilateralen Verträgen von 1999, die 

2002 in Kraft getreten sind, werden Diskriminie-

rungen als Folge des Abseitsstehens gemildert oder 

beseitigt. Die laufenden bilateralen Verhandlungen 

II knüpfen an die ersten Abkommen an und öffnen 

den Weg für eine Zusammenarbeit in weiteren Berei-

chen.

Die Erweiterung der EU – sie wird auf 450 Millionen 

Menschen anwachsen – bewirkt eine bedeutende 

Öffnung des Binnenmarktes. Diese liegt auch im 

Interesse der Schweiz. Während die Anpassung von 

sechs der sieben bilateralen Abkommen automatisch 

erfolgt, müssen über die Anpassung des Freizügig-

keitsabkommens Verhandlungen mit der EU geführt 

werden. Dabei geht es darum, angemessene Regeln 

für eine schrittweise Öffnung des schweizerischen Arbeitsmarktes 

festzulegen.

Mit den neuen bilateralen Verhandlungen (Bilaterale II) will der 

Bundesrat konkrete und aktuelle Probleme im Verhältnis der 

Schweiz zur EU lösen und die Beziehungen zur Union vertiefen. 

Gegenstand sind die in den letzten bilateralen Verhandlungen 

nicht einbezogenen sechs Dossiers (Statistik, Umwelt, verarbeitete 

Landwirtschaftsprodukte, Doppelbesteuerung der Ruhegehälter 

von Beamtinnen und Beamten der EU, Teilnahme an den MEDIA-

Programmen sowie an den Bildungsprogrammen) und drei neue 

Themen (Zinsbesteuerung; Betrugsbekämpfung; verstärkte Zu-

sammenarbeit in den Bereichen Justiz, Polizei, Asyl und Migration 

– „Schengen/Dublin“). Um die Ausgewogenheit der Interessen 

sicherzustellen, werden die Verhandlungen in den einzelnen Be-

reichen parallel geführt und, sofern die schweizerischen Verhand-

Ziel 7
Die Beziehungen zur Europäischen Union klären und vertiefen
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lungsziele erreicht werden, zum Abschluss gebracht. Der Bundesrat 

wird bei Bedarf neue Bereiche festlegen, die Gegenstand zukünfti-

ger Verhandlungen sein könnten. Er wird zudem die Frage klären, 

wie die Schweiz künftig zur wirtschaftlichen und sozialen Kohäsion 

in Europa beitragen soll.

Richtliniengeschäfte
Botschaft zur Ratifikation der Erweiterung des Personenfreizügigkeitsabkommens 

auf die neuen EU-Mitgliedsländer: Ziel der Schweiz ist eine geeignete Übergangs-

regelung, welche die Schweiz gegenüber den zehn Beitrittsländern insgesamt nicht 

schlechter stellt als die bisherigen 15 EU-Mitgliedstaaten. Das auszuhandelnde 

Zusatzprotokoll wird Gegenstand eines Bundesbeschlusses sein, der dem fakultati-

ven Referendum untersteht. Die Ausdehnung des Freizügigkeitsabkommens ändert 

nichts daran, dass die Bundesversammlung im Jahr 2009 – sieben Jahre nach 

Inkrafttreten des Freizügigkeitsabkommens – über die Weiterführung des Abkom-

mens entscheiden wird. Auch dieser Entscheid wird dem fakultativen Referendum 

unterstehen.

Botschaft(en) zur Ratifikation der neuen bilateralen Abkommen mit der EU: Im Jahr 

2001 haben sich die Schweiz und die EU im Grundsatz darauf geeinigt, in weite-

ren Bereichen bilaterale Verhandlungen zu führen. Seit Juni 2002 wird über neun 

Dossiers verhandelt. Sieben konnten bereits im Jahr 2003 inhaltlich abgeschlossen 

werden. Bei zwei Themen (Schengen/Dublin und Betrugsbekämpfung) existieren 

noch offene Fragen. Nach Abschluss der Verhandlungen werden eine oder mehrere 

Botschaften zum Verhandlungspaket unterbreitet. 

Die Schweiz exportierte im 

Durchschnitt der letzten Jahre 

rund 60% ihrer Waren in die 

Europäische Union.

Quelle: Bundesamt für Statistik
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Ziel 7
Die Beziehungen zur Europäischen Union klären und vertiefen

Evaluation der Auswirkungen eines Beitritts zur EU 

Strategie des Bundesrates

Am 26. Mai 1992 stellte der Bundesrat ein Beitrittsgesuch zur Euro-

päischen Union. Nach der Ablehnung des Abkommens über den 

Europäischen Wirtschaftsraum am 6. Dezember 1992 beschloss er, 

die vertraglichen Beziehungen zur Europäischen Union vorerst auf 

bilateralem Weg zu vertiefen; das Beitrittsgesuch wurde eingefroren. 

Ende 1993 bestätigte der Bundesrat in seinem Bericht zur Aussen-

politik der Schweiz der Neunzigerjahre die Mitverantwortung der 

Schweiz in Europa und damit den EU-Beitritt als längerfristiges 

Ziel seiner Integrationspolitik. Im Aussenpolitischen 

Bericht 2000 legte dann der Bundesrat seine Euro-

papolitik klar dar. Diese Strategie ist auch für die 

Legislaturperiode 2003–2007 richtungsweisend:  

Bevor der Bundesrat über die Aufnahme von Bei-

trittsverhandlungen entscheidet, sind die Vor- und 

Nachteile genau zu analysieren. Insbesondere müs-

sen folgende drei Bedingungen erfüllt sein: 

• Erstens will die Schweiz zunächst Erfahrungen 

mit den sieben in Kraft getretenen bilateralen 

Abkommen (Bilaterale I) sammeln.

• Zweitens müssen die Auswirkungen eines EU-

Beitritts auf zentrale Bereiche des schweizerischen 

Staatswesens gründlich abgeklärt und die nötigen 

Reformvorschläge gemacht werden. 

• Und drittens braucht es eine breite innenpoliti-

sche Unterstützung für das Beitrittsziel. 
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Richtliniengeschäfte
Bericht über die Auswirkungen eines Beitritts zur EU: Der Bericht wird die Vor- 

und Nachteile eines Beitritts der Schweiz ausführlich darlegen. Dabei werden die 

Auswirkungen auf die Bereiche Föderalismus, Volksrechte, Regierungsorganisation, 

Finanzordnung, Wirtschafts- und Währungspolitik, Ausländer- und Migrationspoli-

tik, Landwirtschaft sowie Aussen- und Sicherheitspolitik geprüft. Der Bericht wird 

auch den bedeutenden Veränderungen innerhalb der EU (Erweiterung, Reformen) 

Rechnung tragen und auflisten, welche Reformen die Schweiz im Fall eines Beitritts 

einleiten müsste.

In der Schweiz wohnen 800 000 

EU-Bürgerinnen und -Bürger, 

umgekehrt haben 300 000 

Schweizerinnen und Schweizer 

in der EU ihren Wohnsitz. 

Quelle: Integrationsbüro EDA/

EVD, 2003
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Ziel 8

Die internationale 
Verantwortung wahr-
nehmen

Die schweizerische Aussenpolitik ist 
von Kontinuität und Berechenbarkeit 
geprägt. Das dient unserem Land 
genauso wie unsern Partnern.

Die aussenpolitischen Ziele der Bundesverfassung bilden die lang-

fristige Richtschnur, an der sich der Bundesrat orientiert. Die darauf 

abgestimmten Schwerpunkte, die im aussenpolitischen Bericht 2000 

konkretisiert wurden, sind daher auch in dieser Legislatur gültig 

und der Bundesrat wird sich entsprechend engagieren.

Die drängenden Probleme unserer Zeit sind zunehmend globaler 

Natur und können immer weniger von einem einzelnen Staat be-

wältigt werden. Will die Schweiz ihren Beitrag zur Lösung globaler 

Probleme leisten, so kann sie dies nur im engen Zusammenwirken 

mit anderen Staaten tun. 
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Die kohärente Mitwirkung im Rahmen der UNO und in anderen 

internationalen Organisationen ist daher von zentraler Bedeutung.

Offene internationale Märkte sind für unser kleines und exportori-

entiertes Land ein lebenswichtiger Motor für das Wachstum. Gleich-

zeitig haben wir ein Interesse daran, Handelsregeln auf andere 

Anliegen wie die Entwicklungs- und Friedensförderung, die Verbes-

serung der Menschenrechte und den Schutz der Umwelt abzustim-

men. Nur so können wir die Chancen, die uns die Globalisierung 

bietet, auch langfristig und nachhaltig nutzen.
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Prioritäten der schweizerischen Aussenpolitik umsetzen

Strategie des Bundesrates

Der Bundesrat stellt die Bekämpfung der globalen Armut ins Zen-

trum seiner Entwicklungszusammenarbeit. Entwick-

lungspolitik muss in einer globalen Partnerschaft 

zwischen Industrie-, Entwicklungs- und Transiti-

onsländern entworfen und umgesetzt werden. Der 

Bundesrat hat dies an den verschiedenen Konferen-

zen der Vereinten Nationen zum Ausdruck gebracht, 

insbesondere im Jahr 2000 bei der Verabschiedung 

der Milleniumsziele der UNO und im Jahr 2002 bei 

der Konferenz zur Entwicklungsfinanzierung in Mon-

terrey. Bei diesen Gelegenheiten hat der Bundesrat 

regelmässig das Ziel bekräftigt, den Umfang der öf-

fentlichen Entwicklungszusammenarbeit bis 2010 auf 

0,4 Prozent des schweizerischen Bruttosozialprodukts 

zu erhöhen. Im Interesse einer kontinuierlichen und 

international glaubwürdigen Politik hält der Bundes-

rat an diesem Ziel fest.

Seit Beginn der 90er Jahre engagieren wir uns in 

Osteuropa und in der Gemeinschaft unabhängiger 

Staaten (GUS) und unterstützen die politische, wirt-

schaftliche und soziale Umwandlung dieser ehemals 

kommunistischen Länder. Die Arbeiten in diesen Regionen sollen 

auf neuer Rechtsgrundlage gezielt weitergeführt werden. 

In Fortsetzung der aussenpolitischen Tradition unseres Landes 

wird der Bundesrat eine eigenständige und profilierte humanitäre 

Politik der Schweiz betreiben. Er wird sich auch für die Achtung 

und Förderung von Menschenrechten, Demokratie und Rechts-

staat einsetzen. Zur Verhütung gewaltsamer Konflikte will er einen 

wesentlichen und sichtbaren Beitrag leisten. 

Eine weitere Priorität des Bundesrates ist das Engagement für kohä-

rente und wirkungsvolle internationale Umweltregeln und 

-programme. Grosse Bedeutung hat dabei die internationale 

Klimapolitik.

Ziel 8
Die internationale Verantwortung wahrnehmen
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Richtliniengeschäfte
Botschaft und Rahmenkredit zur Weiterführung der technischen Zusammenarbeit 

und der Finanzhilfe zu Gunsten von Entwicklungsländern 2008–2011: Mit dem 

Rahmenkredit für die Jahre 2008–2011 soll das Ziel erreicht werden, die öffentliche 

Entwicklungszusammenarbeit bis 2010 auf 0,4 Prozent des schweizerischen Brut-

tosozialprodukts zu erhöhen. Die Botschaft erläutert die schweizerische Entwick-

lungspolitik und ihre Ziele im globalen Umfeld. Im Sinne der Hilfe zur Selbsthilfe sol-

len bilaterale und multilaterale Anstrengungen die Lebensbedingungen der armen 

Menschen in unseren Partnerländern verbessern. Zudem wird über die Verwendung 

des letzten Rahmenkredites Bericht erstattet.

Botschaften zum Zahlungsrahmen 2005–2008 sowie zum Bundesgesetz über die 

Zusammenarbeit mit den Staaten Osteuropas und der GUS: Die Botschaft zum 

neuen Rahmenkredit enthält das Konzept und die regionale Schwerpunktsetzung 

der schweizerischen Ostzusammenarbeit. Die Probleme der betreffenden Staaten 

beim Übergang zu Marktwirtschaft und Demokratie werden dargelegt und es wird 

begründet, weshalb die Zusammenarbeit weiterzuführen ist. Das Bundesgesetz 

soll der geplanten Weiterführung der Ostzusammenarbeit eine neue gesetzliche 

Grundlage geben.

Vorbereitung der nächsten Phase der Klimapolitik: Die Industrieländer müssen bei 

der Reduktion der Treibhausgase weiterhin eine führende Rolle spielen. Zur Lösung 

dieses globalen Problems braucht es allerdings die Zusammenarbeit aller Länder; 

auch die Entwicklungsländer müssen ihren Beitrag leisten. Der Bundesrat wird – in 

Umsetzung von Art. 2 Abs. 6 des CO2-Gesetzes – einen Bericht vorlegen, der für die 

Schweiz Vorschläge für CO2-Reduktionsziele nach 2012 macht.

Im Jahr 2000 gab es auf der 

Welt 1,1 Milliarden arme Men-

schen (weniger als einen US-

Dollar Einkommen pro Tag).

Quelle: Weltbank
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Die Wirtschaftsbeziehungen 

der Schweiz mit dem Ausland 

machen über 40% des BIP aus.

Quelle: seco

Chancen für schweizerische Exporte wahren

Strategie des Bundesrates

Die Wohlfahrt und das Wachstum der Schweiz als hoch 

entwickelte und offene Volkswirtschaft hängen weit gehend von 

den ausländischen Märkten ab. Es ist daher die Strategie des 

Bundesrates, den Schweizer Unternehmen den Zugang zu den 

Exportmärkten für Waren und Dienstleistungen zu erleichtern 

und die Position der Schweizer Investoren im Ausland zu stärken. 

Die heutigen multilateralen und bilateralen Regeln sollen verstärkt 

werden.

Dies gilt insbesondere in den Verhandlungen der Welthandelsorga-

nisation (WTO), wo folgende Stossrichtungen verfolgt werden:

• Zölle für Industrieprodukte senken und nicht-tarifliche Handels-

schranken abschaffen,

• die Liberalisierung der Dienstleistungen fortsetzen, 

• bei den Agrarverhandlungen die Fragen des Marktzugangs, der 

internen Unterstützung und der Subventionierung der Ausfuhren 

einer multifunktionellen Landwirtschaft regeln,

• Ursprungsbezeichnungen schützen, den Handel erleichtern, 

das öffentliche Beschaffungswesen transparenter machen sowie 

Investitionen und Wettbewerb neu regeln,

• den Zusammenhang zwischen Handel und Umwelt und zwi-

schen Handel und Menschenrechten vermehrt berücksichtigen,

• für die zahlreichen Probleme, mit denen sich die Entwicklungs-

länder bei der Umsetzung der Verpflichtungen der WTO kon-

frontiert sehen, differenzierte und massgeschneiderte Lösungen 

finden.

Die völkerrechtliche Absicherung des Marktzuganges allein ga-

rantiert keine erfolgreiche Exporttätigkeit. Deshalb betreiben alle 

OECD-Staaten auch eine aktive Exportförderung. Die staatliche 

Exportförderung der Schweiz hat – in Ergänzung zu den privaten 

Exportanstrengungen – Absatzmöglichkeiten im Ausland zu ermit-

teln und den Zugang zu den Märkten zu erleichtern. Möglichst viele 

Schweizer Unternehmen sollen so den Weg in die ausländischen 

Märkte finden. Wie alle OECD-Staaten ist zudem auch die Schweiz 

bestrebt, ihre Standortattraktivität laufend zu verbessern. Sie be-

treibt daher auch ein aktives Standortmarketing.

Die hohe Anteil der Exporte an der Wertschöpfung der Schweizer 

Ziel 8
Die internationale Verantwortung wahrnehmen
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Wirtschaft beruht zu einem bedeutenden Teil auf Finanzdienst-

leistungen. Für unser Land ist es deshalb zentral, im intensiven 

internationalen Standortwettbewerb zwischen den Finanzplätzen zu 

bestehen: Es gilt, dem Finanzsektor ein stabiles und berechenbares 

politisches Umfeld zu sichern. Auf internationaler Ebene wird sich 

die Schweiz für effiziente internationale Finanzmärkte und für ein 

offenes und stabiles internationales Finanzsystem einsetzen.

Richtliniengeschäfte
Botschaft über die Genehmigung und die Umsetzung der Ergebnisse der 

Verhandlungsrunde von DOHA: Die Ergebnisse der Verhandlungsrunde von DOHA 

und die entsprechenden Gesetzesänderungen werden dargestellt 

und zur Genehmigung beantragt. Nach der ministeriellen 

Erklärung von DOHA sollten die Verhandlungen dieser Runde am 

1. Januar 2005 abgeschlossen sein. An der Ministerkonferenz in 

Cancún konnte allerdings kein Entscheid über die Fortsetzung 

der Verhandlungen gefällt werden. Deshalb könnten sich die 

Verhandlungen auch bis Anfang 2007 hinziehen.

Botschaft und Bericht zur Exportförderung sowie Botschaft zur 

Weiterführung des Programms «Standort Schweiz»: Basis ist das 

Exportförderungsgesetz. Die darin eingeschlagene Strategie und 

deren Umsetzung wird einer Gesamtevaluation unterzogen. Ziel 

ist die optimale Ausrichtung der schweizerischen Exportförderung 

auf die Bedürfnisse unserer Wirtschaft. Dabei sind insbesondere 

die Interessen der KMU zu berücksichtigen. Ferner sollen die 

Instrumente der Aussenwirtschaftsförderung des Bundes besser 

koordiniert werden. Ergänzend muss das vom Bund 1996 lancierte 

Programm «Standort: Schweiz» erneuert und gestärkt werden, 

da es 2006 ausläuft. Es informiert potenzielle ausländische 

Investoren über den Unternehmensstandort Schweiz. Der Bund 

betreibt zusammen mit den kantonalen Stellen für Wirtschaftsförderung ein aktives 

Marketing im Ausland.



68 69

Ziel 9

Die Sicherheit 
gewährleisten

Die sicherheitspolitischen Instrumente 
der Schweiz müssen umfassend und 
flexibel zusammenwirken.

Bedingt durch die Verknappung der finanziellen Ressourcen wird 

der Bundesrat zur Gewährleistung der inneren Sicherheit vermehrt 

die Armee zur subsidiären Unterstützung der zivilen Behörden 

einsetzen. 

Bei den neuen Strafverfolgungskompetenzen des Bundes in den 

Bereichen organisierte Kriminalität, Korruption und Geldwäscherei 

sind – auf dem Ausgabenniveau des Jahres 2004 – weitere Erfah-

rungen zu sammeln, die Zusammenarbeit mit den Kantonen zu 

optimieren und darauf gestützt Fragen eines weiteren Ausbaus zu 

beurteilen. Nach der Reorganisation und dem Ausbau der Poli-

zeikräfte des Bundes sind zudem die entsprechenden rechtlichen 

Grundlagen anzupassen bzw. zu schaffen.
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Die Sicherheitsinteressen der Schweiz sind auch durch internatio-

nale Zusammenarbeit zu wahren. Bei der Armee geht es um die Be-

reiche militärische Ausbildung, Rüstungsbeschaffung sowie einzelne 

gezielte Einsätze zur Friedensunterstützung und Krisenbewältigung. 

Auf längere Frist soll die Armee fähig werden, mit anderen Staa-

ten zu kooperieren. Bei der internationalen Polizei- und Sicher-

heitskooperation liegt es im Interesse der Schweiz, ihre Strategie auf 

die Entwicklungen der EU und der UNO auszurichten und neue 

Kooperationsinstrumente mit andern Staaten und internationalen 

Organisationen zu entwickeln.
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Neue Sicherheitspolitik umsetzen
 

Strategie des Bundesrates

Der Bundesrat legte im Bericht „Sicherheit durch Kooperation“ 

vom 7. Juni 1999 die Strategie der Sicherheitspolitik der Schweiz 

dar. Armee und Bevölkerungsschutz wurden mit dar-

auf abgestimmten Leitbildern und Gesetzesrevisio-

nen neu ausgerichtet. In dieser Legislatur geht es vor 

allem darum, die sicherheitspolitischen Instrumente 

mit weniger finanziellen Ressourcen so auszugestal-

ten, dass die beschlossenen Reformen umgesetzt wer-

den können. Die verschiedenen Instrumente müssen 

optimal aufeinander abgestimmt werden.

Die Armee soll ihren Auftrag erfüllen können: 

Raumsicherung und Verteidigung; subsidiäre Leis-

tungen zu Gunsten der zivilen Behörden; Friedens-

unterstützung. Der internationalen Zusammenarbeit 

setzen die Verpflichtungen der Neutralität Grenzen; 

innerhalb dieser Grenzen sollen jedoch die Möglich-

keiten zur Verbesserung der Sicherheit der Schweiz 

konsequent genutzt werden.

Für den Bevölkerungsschutz sind weit gehend die 

Kantone und die Gemeinden zuständig; der Bun-

desrat bemüht sich jedoch um Koordination und 

grösstmögliche Kooperation. Alle Teile der Schweiz sollen einen 

ähnlichen Schutz erhalten.

Im Nachgang zur Lage- und Gefährdungsanalyse Schweiz nach den 

Terroranschlägen vom 11. September 2001 werden die Instrumente 

des Staatsschutzes überprüft; Rechtssetzungsarbeiten sind in die 

Wege geleitet. Bei der Polizei, für die grösstenteils die Kantone zu-

ständig sind, geht es weiterhin darum, die Defizite zu beheben, die 

in der Abstimmung zwischen Bund und Kantonen zu Tage getreten 

sind. Die Leistungsfähigkeit muss auch mit den beschränkten finan-

ziellen Mitteln sichergestellt werden können.

Ziel 9
Die Sicherheit gewährleisten
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Richtliniengeschäfte
Bericht an die Bundesversammlung über die Erreichung der Ziele der Armee 

gemäss Art. 149 Bst. b Militärgesetz: Gegen Ende der Legislatur wird der Bundesrat 

den Bericht vorlegen; Form und Gegenstand werden durch die zuständigen parla-

mentarischen Kommissionen bestimmt.

Bericht an die Bundesversammlung über die Führungsstrukturen der Armee und 

die Unterstellungsverhältnisse gemäss Art. 13 Abs. 2 der Verordnung der Bundes-

versammlung über die Organisation der Armee: Der Bundesrat wird der Bundesver-

sammlung diesen einmaligen Bericht innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten 

der Verordnung unterbreiten.

Seit 1999 beteiligt sich die 

Schweizer Armee an der 

Friedenstruppe KFOR im 

Kosovo. Zurzeit stehen über 

200 Swisscoy-Soldaten im Ein-

satz. Das Engagement wurde 

vom Parlament bis Ende 2005 

bewilligt, das Budget beträgt für 

die Zeitspanne 2004–2005 rund 

79 Millionen Franken.

Quelle: VBS  
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Die Zahl der rechtsextremen 

Aufmärsche und Zusammen-

künfte stieg im Jahr 2003 auf 

21, verglichen mit 15 im Vorjahr.

Quelle: EJPD

Justiz und Polizei: Internationale Zusammenarbeit, Prävention 
und interne Strukturen optimieren 

Strategie des Bundesrates

Der Bundesrat wird die weitere Entwicklung der Polizei- und Si-

cherheitsarchitektur auf europäischer und globaler Ebene genau 

beobachten: Er will die sich bietenden Möglichkeiten der interna-

tionalen Zusammenarbeit optimal nutzen. Neben dem Abkommen 

zu Schengen/Dublin im Rahmen der Bilateralen II (vgl. Ziel 7) hat 

dabei die Ratifizierung des neuen UNO-Vertragswerks gegen die 

organisierte Kriminalität Priorität. Für den Bundesrat ist zudem von 

grosser Bedeutung, dass die sich ausbreitende Internet-Kriminalität 

verhindert und bekämpft werden kann. Dies erfordert vermehrte 

internationale Zusammenarbeit, aber auch gesetzgeberische Vor-

kehrungen im Inland. Zudem muss die Zusammenarbeit mit den 

Kantonen verstärkt werden.

Zur besseren Prävention von Gewalt sollen die heute erkann-

ten Lücken geschlossen werden. Im Vordergrund stehen dabei 

Massnahmen gegen Rassismus, Hooliganismus und Gewaltpropa-

ganda.

Die Polizei- und die Justizstrukturen der Schweiz sind kostenneutral 

zu optimieren. Gesucht wird diejenige innerstaatliche Organisation, 

welche nach einem Beitritt zu Schengen/Dublin (vgl. Ziel 7) unsere 

Sicherheit am besten gewährleisten kann. Zudem ist nach Mitteln 

und Wegen zu suchen, wie die Bundesaufgaben beim Botschafts-

, Objekt- und Personenschutz möglichst effizient erfüllt werden 

können. Schliesslich soll die Verarbeitung von polizeilicher Informa-

tion zwischen Bund und Kantonen harmonisiert und standardisiert 

werden.

Ziel 9
Die Sicherheit gewährleisten
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Richtliniengeschäfte
Botschaft zur Ratifikation des UNO-Übereinkommens gegen transnationale orga-

nisierte Kriminalität und Zusatzprotokolle gegen Menschenhandel und Menschen-

schmuggel: Mit dem Übereinkommen soll die organisierte Kriminalität auf globaler 

Ebene durch Mindeststandards bekämpft werden. Solche Standards werden sowohl 

für die Bestrafung entsprechender Taten als auch für die internationale Zusammen-

arbeit vereinbart. Das internationale Vertragswerk sorgt dafür, 

dass Vorschriften, die bei uns bereits gelten, international ange-

wandt werden. Die bessere Bekämpfung des Menschenhandels 

und des Menschenschmuggels wird auch der Schweiz helfen, die 

illegale Migration einzudämmen.

Effiziente Strafverfolgung im Bereich der Netzwerkkriminalität: 

Die Internet-Kriminalität soll wirkungsvoller bekämpft werden: 

durch organisatorische Massnahmen, eine enge Zusammenarbeit 

mit Interpol und die Umsetzung internationaler Instrumente. 

Der Bundesrat wird auch gesetzliche Regelungen prüfen, damit 

Ermittlungskompetenzen auf Bundesebene eingeführt und für die 

Internet-Provider strafrechtliche Verantwortlichkeiten festgelegt 

werden können.

Botschaft zum Bundesgesetz über Massnahmen gegen Rassis-

mus, Hooliganismus und Gewaltpropaganda: Die Vorlage schafft 

die Rechtsgrundlagen für die Erfassung von Gewalttätigkeiten bei 

Sportveranstaltungen. Rassendiskriminierendes oder zu Gewalt 

aufrufendes Propagandamaterial soll beschlagnahmt werden 

können. Vorgesehen ist auch die Schaffung einer nationalen Hooliganismus-Daten-

bank. Mit der Vorlage wird eine wichtige Voraussetzung dafür geschaffen, dass die 

Schweiz an der Durchführung grosser Veranstaltungen wie der Fussball-Europa-

meisterschaft 2008 mitwirken kann.

Kostenneutrale Lösungen für eine Aufgabenteilung Bund–Kantone im Polizei-

bereich: Das System der inneren Sicherheit der Schweiz soll mit den bestehenden 

Instrumenten (inklusive Armee) und im bisherigen Finanzrahmen optimiert werden. 

Beim Grenzschutz wird geprüft, wie die Sicherheitsstrukturen der Schweiz bei einem 

allfälligen Beitritt zu Schengen/Dublin kostenneutral umgestaltet werden können. 

Die heutigen Sicherheitsstandards sind jeweils zu wahren. Auf Grund der neuen 

Bedrohung ist die Schaffung eines Sicherheitsdepartements zu prüfen, das die ver-

schiedenen Kräfte zusammenfasst, die dem Schutz der inneren Sicherheit dienen.
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Legislatur-
finanzplan

Der Legislaturfinanzplan 2005–2007 
weist trotz Entlastungsprogramm 2003 
Defizite von 2,9 (2005) bis 1,8 Milliarden 
(2007) aus.

Ohne weitere Sanierungsmassnahmen können die Vorgaben der 

Schuldenbremse nicht eingehalten werden. Unter Einschluss von 

drohenden Mehrbelastungen, welche im Legislaturfinanzplan nicht 

berücksichtigt sind, resultiert für 2007 ein Sanierungsbedarf von 

rund 2,5 Milliarden. Diesen Zahlen zugrunde liegt unter anderem 

die Annahme, dass das Steuerpaket in der Referendumsabstimmung 

angenommen wird und die Wirtschaftsentwicklung sich gemäss den 

Prognosen vom Oktober 2003 weiter verfestigt.

In der Legislatur 2003–2007 setzt sich damit eine Entwicklung fort, 

die bereits seit Beginn der 90er Jahre anhält. Die finanzpolitischen 

Kennziffern der Schweiz werden immer schlechter: Staats- und 

Fiskalquote wachsen im gesamten OECD-Raum fast nirgends 

schneller als bei uns. Die Defizitquote aller öffentlichen Haushalte 

dürfte im laufenden Jahr bei rund 2,5 Prozent liegen. Die Verschul-

dungsquote hat sich im gleichen Zeitraum fast verdoppelt. Allein 

die Ausgaben des Bundes wuchsen in dieser Periode um durch-

schnittlich 4 Prozent pro Jahr, während das Bruttoinlandprodukt 

im Durchschnitt nur um 2,2 Prozent zunahm. Im Interesse unserer 

Wettbewerbsfähigkeit, aber auch im Interesse künftiger Genera-

tionen, deren Handlungsspielraum mit dem Anwachsen des Schul-

denberges immer stärker beschnitten wird, muss es gelingen, diese 

Entwicklung rasch aufzuhalten.
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Voran-
schlag

Legislaturfinanzplan Ø%

2004 2005 2006 2007 2003–2007

Einnahmen1) 47 944 51 562 53 126 55 316 2,1

Ausgaben1) 51 410 54 442 55 557 57 078 2,8

Wohlstand nachhaltig sichern und vermehren

Bildung und Grundla-
genforschung

3 953 4 057 4 204 4 324 3,0

Landwirtschaft und 
Ernährung

3 919 3 868 3 872 3 921 0,1

Übrige Volkswirt-
schaft

677 700 709 738 –0,1

Verkehr 7 478 7 890 7 818 7 954 1,7

Umwelt und Raum-
ordnung

757 700 697 666 –2,3

Finanzen und Steuern 9 962 12 058 12 725 13 230 6,1

Allgemeine 
Verwaltung

1 983 2 021 2 004 2 042 0,5

Kultur und Freizeit 463 473 452 457 –4,6

Demografische Herausforderungen bewältigen

Soziale Wohlfahrt 13 943 14 368 14 874 15 286 3,5

Gesundheit 210 208 201 204 –1,1

Stellung der Schweiz in der Welt festigen

Beziehungen zum 
Ausland

2 488 2 515 2 546 2 679 2,6

Landesverteidigung 4 820 4 856 4 732 4 814 0,3

Justiz und Polizei 757 729 723 763 1,2

Saldo –3 465 –2 880 –2 431 –1 762

Abweichung vom 
Ausgabenplafond 
gemäss Schulden-
bremse (in Mio.)

23 –777 –1 643 –2 149

Staatsquote (in %) 11,7 12,1 11,9 11,9

Steuerquote (in %) 10,2 10,7 10,7 10,8

Verschuldungsquote 
(in %)

29,9 29,6 29,2 27,8

Übersicht über die Haushaltsentwicklung der Legislaturperiode 2003–2007

Einnahmen 1)

Ausgaben 1) 

= in Millionen 

Franken
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Die Ausgabenentwicklung

Ohne Gegenmassnahme wachsen die Ausgaben in der Legislatur-

periode 2003–2007 durchschnittlich mit 2,8 Prozent, ohne IV-

Mehrwertsteuererhöhung, für den Bundeshaushalt grösstenteils 

ein reiner Durchlaufposten, um 1,8 Prozent pro Jahr. Diese Wachs-

tumsrate liegt damit unter dem prognostizierten durchschnittlichen 

Wirtschaftswachstum von 2,9 Prozent. Überdurchschnittlich neh-

men die Ausgaben in den Bereichen Soziale Wohlfahrt, Bildung 

und Forschung sowie Finanzen und Steuern zu. Nach wie vor ein 

beträchtliches Wachstum weisen die Bereiche Verkehr und Bezie-

hungen zum Ausland auf. Alle übrigen Aufgabengebiete gehen 

hingegen real oder sogar nominal zurück. 

Die Ausgaben für die soziale Wohlfahrt werden durch die Ausga-

benentwicklung für die AHV und insbesondere für die Invaliden-

versicherung geprägt. Bei der AHV liegen die Hauptursachen in 

der demografischen Entwicklung und in der auf 2006 vorgesehenen 

Rentenerhöhung. Bei der Invalidenversicherung schlägt neben 

der zunehmenden Invalidisierung ebenfalls die geplante Renten-

erhöhung im Jahr 2006 zu Buche. Die Prämienverbilligungen im 

Bereiche der Krankenversicherung weisen dagegen eine leicht un-

terdurchschnittliche Dynamik auf, eine Folge des Scheiterns der 2. 

KVG-Revision in den eidg. Räten. Eine Wiederaufnahme der bezüg-

lich Prämienverbilligungen vorgesehenen Neuerungen (Sozialziel, 

Bindung der öffentlichen Beiträge an die Entwicklung der Gesund-

heitskosten) hätte eine namhafte zusätzliche Verschlechterung der 

Haushaltsentwicklung zur Folge. 

Bei Bildung und Forschung weisen die Bereiche, welche Bestand-

teil der Botschaft über die Förderung von Bildung, Forschung und 

Technologie 2004–2007 bilden, einen überdurchschnittlich hohen 

Zuwachs von 4,8 Prozent auf. Die zusätzlichen Mittel kommen ins-

besondere der Berufsbildung sowie den Fachhochschulen und den 

Bundeshochschulen zugute. Unterdurchschnittlich entwickeln sich 

Legislaturfinanzplan
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demgegenüber die Beiträge an internationale Forschungsorganisa-

tionen. Die Ursache für den Anstieg bei den Finanzen und Steuern 

liegt zur Hauptsache bei den Anteilen Dritter an den Bundesein-

nahmen, die als Folge der ab 2005 vorgesehenen IV-Mehrwertsteuer-

erhöhung von 0,8 Prozent überdurchschnittlich zulegen. 

Die Ausgaben für Landwirtschaft und Ernährung bleiben nominal 

stabil. Die abnehmenden Ausgaben bei der Marktstützung wer-

den durch die Zunahme der Direktzahlungen und der sozialen 

Begleitmassnahmen weit gehend kompensiert. Im Verkehrsbereich 

ist bei den Ausgaben für den öffentlichen Verkehr eine durch-

schnittliche Zunahme von 2,5 Prozent zu verzeichnen; im Bereich 

der Strasse beträgt sie 0,8 Prozent. 

Das stärkere Wachstum beim öffentlichen Verkehr ist insbesondere 

auf drei Faktoren zurückzuführen: Zum ersten steigen infolge eines 

höheren Abschreibungsbedarfs die Abgeltungen für den Regional-

verkehr. Ebenso nehmen die Infrastrukturbeiträge an die SBB zu. 

Schliesslich führt die Erhöhung der LSVA zu höheren Einlagen in 

den Fonds für Eisenbahngrossprojekte. Bei den Beziehungen zum 

Ausland fallen vor allem die Ausgaben für die Entwicklungshilfe ins 

Gewicht. Gemäss den Beschlüssen des Parlaments zum EP 03 wach-

sen sie bis 2006 im Gleichschritt mit der Wirtschaft. Der Bereich der 

Landesverteidigung verzeichnet in den Jahren 2003 bis 2007 ein 

Nullwachstum. 
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Die Einnahmenentwicklung

Die Gesamteinnahmen wachsen im Jahresmittel um 2,1 Prozent, 

wenn man als Ausgangsjahr auf die Werte des Voranschlags 2003 

abstellt. Bekanntlich erfolgte 2003 ein starker Einnahmeneinbruch. 

Stellt man auf die tatsächlichen Einnahmen 2003 ab und bereinigt 

man zusätzlich die Einnahmen um die Auswirkungen von Steuer-

erhöhungen und -senkungen, beträgt das durchschnittliche Wachs-

tum 3,5 Prozent pro Jahr. Dieses Wachstum entspricht der effektiv 

unterstellten Dynamik der Einnahmen. Sie gilt es mit der Entwick-

lung des Bruttoinlandproduktes zu vergleichen. Der Legislatur-

finanzplan geht mit andern Worten davon aus, dass die Einnahmen 

rascher als die Wirtschaft wachsen. 

Die Sanierungsstrategie

Dennoch verbleibt ein erheblicher Sanierungsbedarf, den es anzu-

gehen gilt. In Ziel 3 ist die entsprechende Strategie des Bundesrates 

dargelegt, sie beruht auf vier Säulen. 

Die erste Säule besteht aus grundlegenden, in den 

Richtlinien erläuterten Reformvorhaben in den ein-

zelnen Aufgabengebieten. Reformen, die den Bundes-

haushalt entlasten, haben dabei den Vorrang. Diese 

erfordern jedoch genügend Vorbereitungszeit, und sie 

entlasten den Haushalt erst mittel- und langfristig. 

Um die strukturellen Defizite rasch abzubauen, braucht 

es daher eine zweite Säule: Ein weiteres Entlastungspro-

gramm, das in erster Linie bei den Ausgaben anset-

zen soll. Ergänzend werden auch einnahmenseitige 

Massnahmen geprüft. Nicht in Frage kommen aber 

eine Kumulation von Steuern sowie die Einführung 

neuer Steuern. Auf der Ausgabenseite stehen gezielte 

Kürzungen in den sechs wichtigsten Aufgabengebieten 

im Vordergrund. Die Ausgabenkürzungen sollen auf 

die Ziele der Legislaturplanung ausgerichtet sein und 

den geplanten ausgabenseitigen Aufgabenreformen im 

Idealfall das Terrain ebnen. Besonderes zu beachten sind auch die 

Legislaturfinanzplan



78 79

Auswirkungen auf die Kantone. Ebenso müssen die Massnahmen 

auf andere finanzpolitische Vorhaben wie das Steuerpaket 2001, die 

Unternehmenssteuerreform II, die Neugestaltung des Finanzaus-

gleichs und der Aufgabenteilung oder die Verteilung der Erträge 

des überschüssigen Goldes der Nationalbank abgestimmt werden. 

Der Bundesrat will die inhaltlichen Konturen des Entlastungspro-

gramms noch im Frühsommer 2004 festlegen. Die Verabschiedung 

der Botschaft ans Parlament ist für die zweite Jahreshälfte 2004 

vorgesehen. 

Als dritte Säule sind mit einer systematischen Aufgabenverzichts-

planung die Funktionsausgaben der Verwaltung, insbesondere die 

Personal- und Sachausgaben, spürbar zu senken.

Vierte Säule ist die Prüfung einer umfassenden Reform der Bundes-

verwaltung. Sie soll die Führungskapazität verbessern, die Kosten 

reduzieren und alle Führungsebenen entlasten.

Die Verschuldungsquote ist 

heute doppelt so hoch wie 1990.
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Bundesbeschluss über die Ziele der Legislaturplanung 2003–2007 

vom.....2004  Entwurf

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

gestützt auf Artikel 173 Absatz 1 Buchstabe g der Bundesverfassung1 und Artikel 146 Absatz 1 des Parlamentsgesetzes2,

nach Einsicht in den Bericht des Bundesrats vom 25. Februar 20043, 

beschliesst:

Art. 1 Leitlinien 

Die Politik des Bundes richtet sich in der Legislaturperiode 2003–2007 nach folgenden Leitlinien:

1. den Wohlstand vermehren und die Nachhaltigkeit sichern; 

2. die demografischen Herausforderungen bewältigen; 

3. die Stellung der Schweiz in der Welt festigen. 

Diese Leitlinien werden durch die Ziele 1 bis 9 in den Artikeln 2 bis 10 konkretisiert. 

Art. 2 Ziel 1: das Wirtschaftswachstum erhöhen

Zur Erreichung des Ziels 1 werden folgende Teilziele verfolgt: 

a) Bildung und Forschung stärken – Wissensgesellschaft vorantreiben;

b) staatliche Hemmnisse vermindern, mehr Wettbewerb auf dem Binnenmarkt und Vertrauen in die Wirtschaft stärken; 

c) Infrastrukturen leistungsfähig erhalten, gezielt ausbauen und europäisch vernetzen.

Art. 3 Ziel 2: den Lebensraum nachhaltig sichern

Zur Erreichung des Ziels 2 werden folgende Teilziele verfolgt: 

a) ausgewogene und nachhaltige räumliche Entwicklung sicherstellen;

b) natürliche Lebensgrundlagen erhalten. 

Art. 4  Ziel 3: den Ausgleich des Bundeshaushalts dauerhaft sichern

Zur Erreichung des Ziels 3 werden folgende Teilziele verfolgt:

a) strukturelle Defizite des Bundeshaushalts bis 2007 beseitigen;

b) Pensionskassen des Bundes und der bundesnahen Unternehmen konsolidieren.

Art. 5 Ziel 4: die Handlungs- und Reformfähigkeit des Staates verbessern

Zur Erreichung des Ziels 4 werden folgende Teilziele verfolgt: 

a) Zusammenarbeit zwischen den staatlichen Ebenen verwesentlichen;

b) Vertrauen in die staatlichen Institutionen festigen.

1  SR 101
2 SR 171.10
3 BBl 2004...
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Art. 6 Ziel 5: die Sozialwerke zukunftsfähig ausgestalten

Zur Erreichung des Ziels 5 werden folgende Teilziele verfolgt: 

a) Altersvorsorge langfristig sichern;

b) Gesundheitssystem grundlegend überprüfen und Invalidenversicherung stabilisieren.

Art. 7 Ziel 6: den gesellschaftlichen Zusammenhalt stärken

Zur Erreichung des Ziels 6 wird folgendes Teilziel verfolgt: 

a) kinderbetreuende und ältere, berufstätige Menschen besser integrieren.

Art. 8 Ziel 7: die Beziehungen zur Europäischen Union klären und vertiefen

Zur Erreichung des Ziels 7 werden folgende Teilziele verfolgt: 

a) Konsolidierung und Erweiterung des bilateralen Rahmens;

b) Evaluation der Auswirkungen eines Beitritts zur EU.

Art. 9 Ziel 8: die internationale Verantwortung wahrnehmen 

Zur Erreichung des Ziels 8 werden folgende Teilziele verfolgt: 

a) Prioriäten der schweizerischen Aussenpolitik umsetzen;

b) Chancen für schweizerische Exporte wahren.

Art. 10 Ziel 9: die Sicherheit gewährleisten

Zur Erreichung des Ziels 9 werden folgende Teilziele verfolgt: 

a) neue Sicherheitspolitik umsetzen;

b) Justiz und Polizei: Internationale Zusammenarbeit, Prävention und interne Strukturen optimieren.

Art. 11 Bericht über die Legislaturplanung 2003–2007 

Vom Bericht des Bundesrats über die Legislaturplanung 2003–2007 vom 25. Februar 2004 wird Kenntnis genommen.

Art. 12 Referendum 

Dieser Beschluss untersteht nicht dem Referendum.
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